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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1322 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung von Artikel 11 Absätze 1 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 753/2011 über 
restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen 

angesichts der Lage in Afghanistan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 753/2011 des Rates vom 1. August 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen angesichts der Lage in Afghanistan (1), insbesondere auf 
Artikel 11 Absätze 1 und 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 1. August 2011 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 753/2011 angenommen. 

(2)  Am 23. September 2014 und 27. März 2015 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der 
gemäß Nummer 30 der Resolution 1988 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, die 
Liste der Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, geändert. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 753/2011 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 753/2011 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

I.  Die nachstehenden Einträge werden der Liste im Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 753/2011 
hinzugefügt: 

A.  Mit den Taliban verbundene Personen 

1.  Abdul Basir Noorzai (Aliasnamen: a) Haji Abdul Basir, b) Haji 'Abd Al-Basir, c) Haji Basir Noorzai, d) Abdul 
Baseer, e) Abdul Basir). 

Titel: Haji. Anschrift: Chaman, Provinz Baluchistan, Pakistan. Geburtsdatum: a) 1965, b) 1960, c) 1963. 
Geburtsort: Provinz Baluchistan, Pakistan. Staatsangehörigkeit: Afghanisch. Reisepassnummer: Nummer des 
pakistanischen Reisepasses: AA3829182. Nationale Kennziffer: Pakistanische nationale Kennziffer 
5420124679187. Weitere Angaben: Besitzer der „Haji Basir and Zarjmil Company Hawala“, die für die Taliban in 
der Region Finanzdienstleistungen erbrachte. Tag der VN-Bezeichnung: 27.3.2015. 

Zusätzliche Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Abdul Basir Noorzai wurde am 27. März 2015 gemäß Nummer 2 der Resolution 2160 (2014) wegen „der 
Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Handlungen oder 
Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen oder zur Unterstützung“ derjenigen 
benannten und sonstigen mit den Taliban verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen, die 
eine Bedrohung des Friedens, der Stabilität und der Sicherheit Afghanistans darstellen, und „der sonstigen 
Unterstützung für ihre Handlungen oder Aktivitäten“ in die Liste aufgenommen. 

Zusätzliche Informationen: 

Haji Abdul Basir (Basir) besitzt und betreibt die „Haji Basir and Zarjmil Company Hawala“. Basir war damit 
beauftragt, die Taliban mit Geld zu versorgen, und hat in den letzten Jahren über seine Hawala Tausende von 
Dollar an Taliban-Mitglieder in der Region weitergeleitet. Basir hat Aktivitäten der Taliban über seine Hawala 
finanziert, Gelder an Älteste der Taliban überwiesen und Reisen von Taliban-Informanten erleichtert. 

Seit 2012 gilt Basir als wichtigster Geldwechsler für hochrangige Taliban-Führer. Darüber hinaus hat er 2010 bei 
Pakistani und Afghanen, die in Japan, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Singapur wohnten, um Spenden 
für die Taliban geworben. 

B.  Mit den Taliban verbundene Einrichtungen und andere Gruppen und Unternehmen 

1.  Haji Basir and Zarjmil Company Hawala (Aliasnamen: a) Haji Bashir and Zarjmil Hawala Company; b) Haji 
Abdul Basir and Zar Jameel Hawala; c) Haji Basir Hawala; d) Haji Baseer Hawala; e) Haji Abdul Basir Exchange 
Shop; f) Haji Basir and Zarjamil Currency Exchange; g) Haji Zar Jamil, Haji Abdul Baseer Money Changer). 

Anschrift: a) Branch Office 1: Sanatan (Variante: Sanatin) Bazaar, Sanatan Bazaar Street, near Trench (Variante: 
Tranch) Road, Chaman, Baluchistan Province, Pakistan; b) Branch Office 2: Quetta, Pakistan; c) Branch Office 3: 
Lahore, Pakistan; d) Branch Office 4: Peshawar, Pakistan; e) Branch Office 5: Karachi, Pakistan; f) Branch Office 6: 
Islamabad, Pakistan; g) Branch Office 7: Kandahar Province, Afghanistan; h) Branch Office 8: Herat Province, 
Afghanistan; i) Branch Office 9: Helmand Province, Afghanistan; j) Branch Office 10: Dubai, Vereinigte Arabische 
Emirate; k) Branch Office 11: Iran. Weitere Angaben: a) Geldtransferdienstleister, der von hochrangigen Taliban- 
Führern genutzt wird, um Gelder an die Taliban-Befehlshaber in der Region zu überweisen; b) Inhaber: Abdul Basir 
Noorzai. Tag der VN-Bezeichnung: 27.3.2015. 

Zusätzliche Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Die Haji Basir and Zarjmil Company Hawala wurde am 27. März 2015 gemäß Nummer 2 der Resolution 
2160 (2014) wegen „der Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von 
Handlungen oder Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen oder zur Unterstützung“ 
derjenigen benannten und sonstigen mit den Taliban verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen und 
Einrichtungen, die eine Bedrohung des Friedens, der Stabilität und der Sicherheit Afghanistans darstellen, und „der 
sonstigen Unterstützung für ihre Handlungen oder Aktivitäten“ in die Liste aufgenommen. 
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Zusätzliche Informationen: 

Inhaber der Haji Basir and Zarjmil Company Hawala (Basir Zarjmil Hawala) in Chaman, Provinz Baluchistan, 
Pakistan, ist Abdul Basir Noorzai. Das Unternehmen versorgt Taliban-Mitglieder in der Region mit Geld. 
Hochrangige Taliban-Führer in der Region haben Geldüberweisungen an Taliban-Befehlshaber bevorzugt über die 
Basir Zarjmil Hawala und die Haji Khairullah Haji Sattar Money Exchange abgewickelt. 

2013 hat die Basir Zarjmil Hawala Tausende von Dollar an Taliban-Befehlshaber weitergeleitet und damit die 
Finanzierung von Operationen der Taliban ermöglicht. 2012 führte die Basir Zarjmil Hawala Transaktionen mit 
einem Wert von Tausenden von Dollar durch, die für Waffen und andere operative Ausgaben für die Taliban 
bestimmt waren.  

II.  Der nachstehende Eintrag wird aus der Liste in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 753/2011 gestrichen: 

A.  Mit den Taliban verbundene Personen 

121.  Sangeen Zadran Sher Mohammad   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1323 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung des Artikels 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates vom 2. März 2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen (1), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 2. März 2011 die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 angenommen. 

(2)  Am 31. Juli 2015 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1333 (2) angenommen, mit dem u. a. die durch den 
Beschluss 2011/137/GASP des Rates (3) verhängten restriktiven Maßnahmen konsolidiert werden und der 
Beschluss 2011/137/GASP aufgehoben wird. Mit dem Beschluss (GASP) 2015/1333 wird auch eine Überprüfung 
der Personen und Organisationen abgeschlossen, die bisher in den Anhängen II und IV des Beschlusses 
2011/137/GASP aufgelistet wurden. 

(3)  Bei einer Reihe von Personen und Organisationen auf der Liste der Personen und Organisationen in Anhang III 
der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 sollten die Gründe für die Aufnahme in die Liste geändert werden. 

(4)  Die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

„ANHANG III 

LISTE DER NATÜRLICHEN UND JURISTISCHEN PERSONEN, ORGANISATIONEN UND EINRICHTUNGEN 
NACH ARTIKEL 6 ABSATZ 2 

A. PERSONEN  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. ABDUSSALAM, 
Abdussalam 
Mohammed 

Funktion: Leiter der Terroris­
musbekämpfung, Organisation 
für äußere Sicherheit 
Geburtsdatum: 1952 
Geburtsort: Tripolis, Libyen 

Führendes Mitglied des Revolutionskomi­
tees. 
Enger Vertrauter von Muammar Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

2. ABU SHAARIYA Funktion: Stellvertretender Lei­
ter, Organisation für äußere Si­
cherheit 

Schwager von Muammar Al-Gaddafi. 
Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes 
und als solches eng mit dem ehemaligen 
Regime von Muammar Al-Gaddafi verbun­
den. 

28.2.2011 

3. ASHKAL, Omar Funktion: Chef, Bewegung der 
Revolutionskomitees 
Geburtsort: Sirte, Libyen 
Vermuteter Status: im August 
2014 in Ägypten ermordet. 

Revolutionskomitees an Gewalt gegen De­
monstranten beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

4. ALSHARGAWI, 
Bashir Saleh 
Bashir 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Traghen 

Chef des Kabinetts von Muammar Al-Gad­
dafi. Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

5. General TOHAMI, 
Khaled 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Genzur 

Ehemaliger Direktor des Büros für innere 
Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

6. FARKASH, 
Mohammed 
Boucharaya 

Geburtsdatum: 1. Juli 1949 
Geburtsort: Al-Bayda 

Ehemaliger Direktor des Geheimdienstes im 
Büro für äußere Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

7. EL-KASSIM 
ZOUAI, Mohamed 
Abou  

Ehemaliger Generalsekretär des Allgemei­
nen Volkskongresses. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

8. AL-MAHMOUDI, 
Baghdadi  

Premierminister der Regierung von Oberst 
Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

9. HIJAZI, Mohamad 
Mahmoud  

Minister für Gesundheit und Umwelt der 
Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

10. HOUEJ, Mohamad 
Ali 

Geburtsdatum: 1949 
Geburtsort: Al-Azizia (nahe 
Tripolis) 

Minister für Industrie, Wirtschaft und Han­
del der Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

11. AL-GAOUD, 
Abdelmajid 

Geburtsdatum: 1943 Minister für Landwirtschaft, Tier-und Mee­
resressourcen der Regierung von Oberst Al- 
Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

12. AL-CHARIF, 
Ibrahim Zarroug  

Minister für Soziales der Regierung von 
Oberst Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

13. FAKHIRI, 
Abdelkebir 
Mohamad 

Geburtsdatum: 4. Mai 1963 
Reisepass-Nr.: B/014965 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Minister für Bildung, Hochschulwesen und 
Forschung der Regierung von Oberst Gad­
dafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

14. MANSOUR, 
Abdallah 

Geburtsdatum: 8. Juli 1954 
Reisepass-Nr.: B/014924 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Ehemaliger enger Mitarbeiter von Oberst 
Gaddafi, ehemalige herausragende Rolle in 
den Sicherheitsdiensten und ehemaliger Di­
rektor der Rundfunk- und Fernsehanstalt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

15. Oberst Taher 
Juwadi 

Funktion: Vierter innerhalb der 
Befehlskette der Revolutions­
garde 
Oberst 

Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes. 
Als solches eng mit dem ehemaligen Re­
gime von Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

23.5.2011 

16. AL-BAGHDADI, 
Dr. Abdulqader 
Mohammed 

Chef des Verbindungsbüros der 
Revolutionskomitees 

Revolutionskomitees an Gewalt gegen De­
monstranten beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

17. DIBRI, 
Abdulqader Yusef 

Funktion: Chef der persönli­
chen Sicherheitsgarde von 
Muammar Al-Gaddafi. 
Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Houn, Libyen 

Verantwortlich für die Sicherheit des Regi­
mes. Bereits in der Vergangenheit verant­
wortlich für Gewalt gegen Dissidenten. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

18. QADHAF AL-DAM, 
Sayyid 
Mohammed 

Geburtsdatum: 1948 
Geburtsort: Sirte, Libyen 

Cousin von Muammar Al-Gaddafi. In den 
Achtzigerjahren war Sayyid an der Kam­
pagne zur Ermordung von Dissidenten be­
teiligt und mutmaßlich für mehrere Tötun­
gen in Europa verantwortlich. Es wird da­
von ausgegangen, dass er auch an Waffen­
beschaffungen beteiligt war. Eng mit dem 
ehemaligen Regime von Muammar Al-Gad­
dafi verbunden. 

28.2.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

19. AL QADHAFI, 
Quren Salih 
Quren  

Ehemaliger libyscher Botschafter in Tschad. 
Hat Tschad Richtung Sabha verlassen. Un­
mittelbar an der Anwerbung und Koordi­
nierung von Söldnern für das Regime betei­
ligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

20. AL KUNI, Oberst 
Amid Husain 

Vermuteter Status/Aufenthalts­
ort: Südlibyen. 

Ehemaliger Gouverneur von Ghat (Südli­
byen). Unmittelbar an der Anwerbung von 
Söldnern beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011  

B. ORGANISATIONEN  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Libyan Arab Afri­
can Investment 
Company — 
LAAICO 
(alias LAICO) 

Website: http://www.laaico. 
com 1981 in 76351 Janzour- 
Libya errichtetes Unternehmen. 
81370 Tripolis-Libyen Tel.:  
00 218 (21) 4890146 — 
4890586 — 4892613 Fax:  
00 218 (21) 4893800 — 
4891867 E-Mail: info@laaico. 
com 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

2. Gaddafi 
International 
Charity and 
Development 
Foundation 

Verwaltungsanschrift: Hay 
Alandalus — Jian St. — Tripo­
lis — P.O. Box: 1101 —  
LIBYEN Tel. (+218) 
214778301 — Fax: (+218) 
214778766; E-Mail: info@ 
gicdf.org 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

3. Waatassimou 
Foundation 

Sitz in Tripolis Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

4. Libyan Jamahirya 
Broadcasting 
Corporation 
(Zentrale der 
libyschen 
Rundfunk- und 
Fernsehanstalt) 

Kontaktdaten: Tel.: 00 218 
21 444 59 26; 00 21 444 59 
00; Fax: 00 218 21 340 21 07 
http://www.ljbc.net; E-Mail: 
info@ljbc.net 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 
Beteiligt an der öffentlichen Aufstachelung 
zu Hass und Gewalt durch Beteiligung an 
Desinformationskampagnen über die Re­
pression gegen Demonstranten. 

21.3.2011 

5. Korps der 
Revolutionsgard­
en  

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 
Beteiligung an der Repression gegen De­
monstranten. 

21.3.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. Libyan 
Agricultural Bank 
(auch bekannt als 
Agricultural 
Bank; auch 
bekannt als Al 
Masraf Al Zirae 
Agricultural 
Bank; auch 
bekannt als Al 
Masraf Al Zirae; 
auch bekannt als 
Libyan 
Agricultural 
Bank) 

El Ghayran Area, Ganzor El 
Sharqya, P.O. Box 1100, Tripo­
lis, Libyen; Al Jumhouria 
Street, East Junzour, Al Ghe­
ran, Tripolis, Libyen; E-Mail: 
agbank@agribankly.org; 
SWIFT/BIC AGRULYLT 
(Libyen); 
Tel. Nr. (218)214870586; 
Tel. Nr. (218) 214870714; 
Tel. Nr. (218) 214870745; 
Tel. Nr. (218) 213338366; 
Tel. Nr. (218) 213331533; 
Tel. Nr. (218) 213333541; 
Tel. Nr. (218) 213333544; 
Tel. Nr. (218) 213333543; 
Tel. Nr. (218) 213333542; 
Fax Nr. (218) 214870747; 
Fax Nr. (218) 214870767; 
Fax Nr. (218) 214870777; 
Fax Nr. (218) 213330927; 
Fax Nr. (218) 213333545 

Libysche Tochtergesellschaft der Zentral­
bank Libyens. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

7. Al-Inma Holding 
Co. for Services 
Investments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

8. Al-Inma Holding 
Co. For Industrial 
Investments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

9. Al-Inma Holding 
Company for 
Tourism 
Investment 

Hasan al-Mashay Street (off al- 
Zawiyah Street) Tel. Nr.: (218) 
213345187 Fax: 
+218.21.334.5188 E-Mail: 
info@ethic.ly 

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

10. Al-Inma Holding 
Co. for 
Construction and 
Real Estate 
Developments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

11. LAP Green 
Networks (auch 
bekannt als Lap 
GreenN, LAP 
Green Holding 
Company) 

9th Floor, Ebene Tower, 52, 
Cybercity, Ebene, Mauritius 

Libysche Tochtergesellschaft von Libyan Af­
rica Investment Portfolio 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

12. Sabtina Ltd 530-532 Elder Gate, Elder 
House, Milton Keynes, UK. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
01794877 (UK) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz im Vereinigten König­
reich. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

13. Ashton Global 
Investments 
Limited 

Woodbourne Hall, PO Box 
3162, Road Town, Tortola, 
British Virgin Islands. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
1510484 (BVI) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf den Britischen Jung­
ferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

14. Capitana Seas 
Limited  

Organisation im Besitz von Saadi Qadhafi 
mit Sitz auf den Britischen Jungferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

15. Kinloss Property 
Limited 

Woodbourne Hall, PO Box 
3162, Road Town, Tortola, 
British Virgin Islands. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
1534407 (BVI) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf den Britischen Jung­
ferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

16. Baroque 
Investments 
Limited 

c/o ILS Fiduciaries (IOM) Ltd, 
First Floor, Millennium House, 
Victoria Road, Douglas, Isle of 
Man. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
59058C (IOM) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf der Insel Man. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011“.   
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VERORDNUNG (EU) 2015/1324 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates über restriktive Maßnahmen 
angesichts der Lage in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/1333 des Rates vom 31. Juli 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 2011/137/GASP (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates (2) werden bestimmte im Beschluss 2011/137/GASP des 
Rates (3) vorgesehene Maßnahmen umgesetzt. 

(2)  Mit Beschluss (GASP) 2015/1333 des Rates wurde eine Überprüfung der in den Anhängen II und IV des 
Beschlusses 2011/137/GASP aufgeführten Personen und Organisationen abgeschlossen. Mit dem Beschluss 
(GASP) 2015/1333 werden außerdem die mit Beschluss 2011/137/GASP in der zuletzt geänderten Fassung 
verhängten restriktiven Maßnahmen in einem neuen Rechtsakt zusammengefasst. Zur Anpassung an den 
Beschluss (GASP) 2015/1333 ist eine technische Änderung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 erforderlich. 

(3)  Diese Änderung fällt in den Geltungsbereich des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
daher bedarf es, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, für ihre Umsetzung Rechtsvorschriften auf Ebene der Union. 

(4)  Die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  die Bereitstellung von technischer Hilfe, Finanzmitteln oder Finanzhilfe im Zusammenhang mit 

i)  militärischem Gerät, einschließlich Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial, das nicht in den 
Anwendungsbereich von Buchstabe b fällt und ausschließlich für die der libyschen Regierung geleistete 
Unterstützung in den Bereichen Sicherheit oder Entwaffnung bestimmt ist, sofern dies im Voraus vom 
Sanktionsausschuss genehmigt wurde; 

ii)  nichtletalem militärischem Gerät, das ausschließlich für die der libyschen Regierung geleistete Unterstützung in 
den Bereichen Sicherheit und Entwaffnung bestimmt ist;“. 
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2. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 erhalten der Einleitungssatz und Buchstabe a folgende Fassung: 

„(1) Abweichend von Artikel 5 können die in Anhang IV aufgeführten zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf in Anhang II aufgeführten Personen, Organisationen und Einrichtungen sowie die 
in Artikel 5 Absatz 4 aufgeführten Organisationen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder 
wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines Sicherungs- oder Zurückbehal­
tungsrechts, das 

i)  vor dem Datum, an dem die Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang II aufgenommen wurde oder 

ii)  vor dem Datum, an dem die in Artikel 5 Absatz 4 genannte Organisation vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen benannt wurde, von einem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder einem Schiedsgericht beschlossen 
wurde, oder sie sind Gegenstand einer vor diesem Datum ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer 
Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts;“ 

b)  In Absatz 2 erhält Buchstabe c folgende Fassung: 

„c)  die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang II oder III aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, 
Organisation oder Einrichtung zugute und“.  

3. Artikel 8b Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  die betreffende zuständige Behörde hat festgestellt, dass die Zahlung weder gegen Artikel 5 Absatz 2 verstößt 
noch einer in Artikel 5 Absatz 4 genannten Organisation zugutekommt;“. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1325 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung des Artikels 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über spezifische, 
gegen bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung 

des Terrorismus und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/513 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 über spezifische, gegen bestimmte 
Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (1), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. März 2015 die Durchführungsverordnung (EU) 2015/513 (2) zur Durchführung des 
Artikels 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 angenommen, mit der eine aktualisierte Liste der 
Personen, Vereinigungen und Körperschaften, auf die die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 Anwendung findet (im 
Folgenden „Liste“), festgelegt wurde. 

(2)  Der Rat hat, soweit dies praktisch möglich war, allen Personen, Vereinigungen und Körperschaften Begründungen 
zukommen lassen, in denen er jeweils dargelegt hat, warum sie in die Liste aufgenommen wurden. 

(3)  In einer im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten Mitteilung hat der Rat den in der Liste aufgeführten 
Personen, Vereinigungen und Körperschaften mitgeteilt, dass er beschlossen hat, sie weiterhin auf der Liste zu 
führen. Der Rat hat die betroffenen Personen, Vereinigungen und Körperschaften auch darüber informiert, dass 
sie beantragen können, dass ihnen eine Begründung des Rates für ihre Aufnahme in die Liste übermittelt wird, 
sofern dies noch nicht geschehen war. 

(4)  Der Rat hat nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 die Liste überprüft. Dabei hat er 
sowohl den Stellungnahmen, die die Betroffenen ihm übermittelt haben, als auch den von den zuständigen 
nationalen Behörden übermittelten aktualisierten Informationen bezüglich des Status der in der Liste aufgeführten 
Personen und Körperschaften auf nationaler Ebene Rechnung getragen. 

(5)  Der Rat hat sich davon überzeugt, dass die zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 des 
Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP (3) in Bezug auf alle Personen, Vereinigungen und Körperschaften 
auf der Liste Beschlüsse dahingehend gefasst haben, dass diese an terroristischen Handlungen gemäß Artikel 1 
Absätze 2 und 3 dieses Gemeinsamen Standpunkts beteiligt waren. Der Rat ist außerdem zu dem Ergebnis 
gekommen, dass die Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für die die Artikel 2, 3 und 4 des 
Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP gelten, weiterhin den in der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 
vorgesehenen besonderen restriktiven Maßnahmen unterliegen sollten. 

(6)  Die Liste sollte entsprechend aktualisiert und die Durchführungsverordnung (EU) 2015/513 sollte aufgehoben 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liste nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 ist im Anhang dieser Verordnung wiedergegeben. 
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Artikel 2 

Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/513 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

LISTE DER PERSONEN, VEREINIGUNGEN UND KÖRPERSCHAFTEN NACH ARTIKEL 1 

I.  PERSONEN 

1.  ABDOLLAHI Hamed (alias Mustafa Abdullahi), geboren am 11.8.1960 in Iran. Reisepass: D9004878. 

2.  AL-NASSER, Abdelkarim Hussein Mohamed, geboren in Al Ihsa (Saudi-Arabien), saudi-arabischer Staatsangehöriger. 

3. AL YACOUB, Ibrahim Salih Mohammed, geboren am 16.10.1966 in Tarut (Saudi-Arabien), saudi-arabischer Staatsan­
gehöriger. 

4.  ARBABSIAR Manssor (alias Mansour Arbabsiar), geboren am 6. oder 15.3.1955 in Iran. Iranischer und US- 
amerikanischer Staatsangehöriger. Reisepass: C2002515 (Iran); Reisepass: 477845448 (USA). Nationale ID-Nr.: 
07442833, gültig bis 15. März 2016 (US-amerikanischer Führerschein). 

5.  BOUYERI, Mohammed (alias Abu ZUBAIR, alias SOBIAR, alias Abu ZOUBAIR), geboren am 8.3.1978 in Amsterdam 
(Niederlande) — Mitglied der „Hofstadgroep“. 

6.  IZZ-AL-DIN, Hasan (alias GARBAYA, Ahmed, alias SA-ID, alias SALWWAN, Samir), Libanon, geboren 1963 in Libanon, 
libanesischer Staatsangehöriger. 

7.  MOHAMMED, Khalid Shaikh (alias ALI, Salem, alias BIN KHALID, Fahd Bin Adballah, alias HENIN, Ashraf Refaat 
Nabith, alias WADOOD, Khalid Adbul), geboren am 14.4.1965 oder 1.3.1964 in Pakistan. Reisepass: 488555. 

8.  SHAHLAI Abdul Reza (alias Abdol Reza Shala'i, alias Abd-al Reza Shalai, alias Abdorreza Shahlai, alias Abdolreza 
Shahla'i, alias Abdul-Reza Shahlaee, alias Hajj Yusef, alias Haji Yusif, alias Hajji Yasir, alias Hajji Yusif, alias Yusuf 
Abu-al-Karkh), geboren ca. 1957 im Iran. Adressen: (1) Kermanshah, Iran, (2) Militärbasis Mehran, Provinz Ilam, 
Iran. 

9.  SHAKURI Ali Gholam, geboren ca. 1965 in Teheran, Iran. 

10.  SOLEIMANI Qasem (alias Ghasem Soleymani, alias Qasmi Sulayman, alias Qasem Soleymani, alias Qasem Solaimani, 
alias Qasem Salimani, alias Qasem Solemani, alias Qasem Sulaimani, alias Qasem Sulemani), geboren am 11.3.1957 
in Iran. Iranischer Staatsbürger. Reisepass: 008827 (iranischer Diplomatenpass), ausgestellt 1999. Titel: 
Generalmajor. 

II.  VEREINIGUNGEN UND KÖRPERSCHAFTEN 

1.  „Abu Nidal Organisation“ — „ANO“ (alias „Fatah Revolutionary Council“ („Fatah-Revolutionsrat“), alias „Arab 
Revolutionary Brigades“ („Arabische Revolutionäre Brigaden“), alias „Black September“ („Schwarzer September“), alias 
„Revolutionary Organisation of Socialist Muslims“ („Revolutionäre Organisation der Sozialistischen Moslems“)). 

2.  „Al-Aqsa-Martyr's Brigade“ („Al-Aksa-Märtyrerbrigade“). 

3.  „Al-Aqsa e.V.“ 

4.  „Babbar Khalsa“. 

5.  „Kommunistische Partei der Philippinen“, einschließlich der „New People's Army“ („Neue Volksarmee“) — „NPA“, 
Philippinen. 

6.  „Gama'a al-Islamiyya“ (alias „Al-Gama'a al-Islamiyya“) („Islamische Gruppe“ — „IG“). 

7.  „İslami Büyük Doğu Akıncılar Cephesi“ — „IBDA-C“ („Front islamique des combattants du Grand Orient“ („Front der 
islamischen Kämpfer des Großen Ostens“)). 

8.  „Hamas“, einschließlich „Hamas-Izz al-Din al-Qassem“. 

9.  „Hizballah Military Wing“ (alias „Hezbollah Military Wing“, alias „Hizbullah Military Wing“, alias „Hizbollah Military 
Wing“, alias „Hezballah Military Wing“, alias „Hisbollah Military Wing“, alias „Hizbu'llah Military Wing“, alias „Hizb 
Allah Military Wing“, alias „Jihad Council“) (und alle ihm unterstellten Einheiten, einschließlich der Organisation für 
äußere Sicherheit)). 

10.  „Hisbollah-Mudschaheddin“ — „HM“. 

11.  „Hofstadgroep“. 

12.  „International Sikh Youth Federation“ — „ISYF“ („Internationaler Sikh-Jugendverband“). 
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13.  „Khalistan Zindabad Force“ — „KZF“. 

14.  „Kurdische Arbeiterpartei“ — „PKK“ (alias „KADEK“, alias „KONGRA-GEL“). 

15.  „Liberation Tigers of Tamil Eelam“ — „LTTE“. 

16.  „Ejército de Liberación Nacional“ („Nationale Befreiungsarmee“). 

17.  „Palestinian Islamic Jihad“ — „PIJ“ („Palästinensischer Islamischer Dschihad“). 

18.  „Popular Front for the Liberation of Palestine“ — „PFLP“ („Volksfront für die Befreiung Palästinas“). 

19.  „Popular Front for the Liberation of Palestine — General Command“ (alias „PFLP -General Command“) 
(„Generalkommando der Volksfront für die Befreiung Palästinas“). 

20.  „Fuerzas armadas revolucionarias de Colombia“ — „FARC“ („Revolutionäre Armee von Kolumbien“). 

21.  „Devrimci Halk Kurtuluș Partisi-Cephesi“ — „DHKP/C“ (alias „Devrimci Sol“ („Revolutionäre Linke“), alias „Dev Sol“) 
(„Revolutionäre Volksbefreiungsarmee/-front/-partei“). 

22.  „Sendero Luminoso“ — „SL“ („Leuchtender Pfad“). 

23.  „Teyrêbazên Azadîya Kurdistan“ — „TAK“ (alias „Kurdistan Freedom Falcons“, alias „Kurdistan Freedom Hawks“) 
(„Freiheitsfalken Kurdistans“).  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1326 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 765/2006 des Rates vom 18. Mai 2006 über restriktive Maßnahmen gegen 
Belarus (1), insbesondere auf Artikel 8a Absätze 1 und 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 18. Mai 2006 die Verordnung (EG) Nr. 765/2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 
angenommen. 

(2)  Der Rat ist der Auffassung, dass 24 Personen von der in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 
enthaltenen Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen, gegen die restriktive Maßnahmen verhängt 
wurden, gestrichen werden sollten. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  

1.8.2015 L 206/16 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 134 vom 20.5.2006, S. 1. 



ANHANG 

Die Einträge zu folgenden Personen werden von der Liste in Anhang I Abschnitt A „Personen“ der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2006 gestrichen: 

1. Ablameika, Siarhei Uladzimiravich 

5. Alpeeva, Tamara Mikhailauna 

6. Ananich, Alena Mikalaeuna 

13. Balauniou, Mikalai Vasilievich 

15. Baranouski, Andrei Fiodaravich 

19. Batura, Mikhail Paulavich 

32. Charniak, Alena Leanidauna 

39. Dubinina/Rouda, Zhanna Piatrouna 

56. Husakova, Volha Arkadzieuna 

106. Kuzniatsova, Natallia Anatolieuna 

109. Laptseva, Alena Viacheslavauna 

126. Maltsau, Leanid Siamionavich 

130. Merkul, Natallia Viktarauna 

140. Niavyhlas, Henadz Mikalaevich 

144. Padhaiski, Henadz Danatavich 

145. Paluyan, Uladzimir Mikalaevich 

149. Piatkevich, Natallia Uladzimirauna 

150. Poludzen, Iauhen Iauhenavich 

151. Prakopau, Yury Viktaravich 

160. Rubinau, Anatol Mikalaevich 

203. Tselitsa, Lidziia Fiodarauna 

213. Varenik, Natallia Siamionauna 

215. Vasilieu, Aliaksei Aliaksandravich 

231. Ziankevich, Valiantsina Mikalaeuna   
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VERORDNUNG (EU) 2015/1327 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2010/413/GASP des Rates vom 26. Juli 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und 
zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates (2) werden die im Beschluss 2010/413/GASP vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2)  Am 31. Juli 2015 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1336 (3) zur Änderung des Beschlusses 
2010/413/GASP angenommen, in dem bestimmte Maßnahmen im Einklang mit der Resolution des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (UNSCR) 2231 (2015) festgelegt sind, mit der der Gemeinsame 
umfassende Aktionsplan (Joint Comprehensive Plan of Action, im Folgenden „JCPOA“) zur iranischen Atomfrage 
gebilligt und die Ergreifung von Maßnahmen gemäß dem JCPOA vorgesehen ist. 

(3)  Die Resolution 2231 (2015) sieht insbesondere vor, dass die mit den Resolutionen 1696 (2006), 1737 (2006), 
1747 (2007), 1803 (2008), 1835 (2008) und 1929 (2010) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
verhängten Maßnahmen unter bestimmten Voraussetzungen keine Anwendung auf Tätigkeiten der am JCPOA 
beteiligten Staaten oder in Abstimmung mit ihnen tätigen UN-Mitgliedstaaten finden, die in direktem 
Zusammenhang stehen mit der Modifizierung von zwei Kaskaden der Anlage von Fordo zur Herstellung stabiler 
Isotope, der Ausfuhr von angereichertem Uran Irans in Mengen von mehr als 300 Kilogramm im Austausch 
gegen Natururan oder der Modernisierung des Reaktors in Arak auf der Grundlage des vereinbarten Auslegungs­
konzepts und, später, der vereinbarten endgültigen Auslegung dieses Reaktors. 

(4)  Die Resolution UNSCR 2231 (2015) sieht ferner vor, dass die mit den Resolutionen 1696 (2006), 1737 (2006), 
1747 (2007), 1803 (2008), 1835 (2008) und 1929 (2010) verhängten Maßnahmen unter bestimmten 
Bedingungen in dem Maß keine Anwendung finden, in dem dies zur Durchführung von Weitergaben und 
Tätigkeiten erforderlich ist, die mit der Einhaltung der im gemeinsamen umfassenden Aktionsplan niedergelegten 
nuklearbezogenen Verpflichtungen in Zusammenhang stehen, für die Vorbereitung der Umsetzung des 
Gemeinsamen Aktionsplans erforderlich sind oder nach Feststellung des mit der Resolution UNSCR 1737 (2006) 
des VN-Sicherheitsrats eingesetzten Ausschusses des VN-Sicherheitsrats mit den Zielen der Resolution 
2231 (2015) vereinbar sind. 

(5)  Für die Umsetzung der Maßnahmen ist eine Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre 
einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

(6)  Die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 werden folgende Artikel eingefügt: 

„Artikel 43b 

(1) Ungeachtet anderer Bestimmungen dieser Verordnung können die zuständigen Behörden die Lieferung, den 
Verkauf oder die Weitergabe von Artikeln, Materialien, Ausrüstungen, Gütern und Technologien und die 
Bereitstellung damit zusammenhängender technischer Hilfe, Ausbildung, finanzieller Hilfe, Investitionen, Makler- 
oder sonstiger Dienstleistungen genehmigen, sofern sie festgestellt haben, dass die Lieferung, der Verkauf, die 
Weitergabe oder die Bereitstellung von Dienstleistungen in direktem Zusammenhang steht mit: 

a)  der Modifizierung von zwei Kaskaden der Anlage von Fordo zur Herstellung stabiler Isotope; 
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b)  der Ausfuhr von Irans angereichertem Uran in Mengen von mehr als 300 Kilogramm im Austausch gegen 
Natururan oder 

c)  der Modernisierung des Reaktors in Arak auf der Grundlage des vereinbarten Auslegungskonzepts und, später, 
der vereinbarten endgültigen Auslegung dieses Reaktors. 

(2) Die für die Erteilung einer Genehmigung nach Absatz 1 zuständige Behörde hat sicherzustellen, dass: 

a)  alle Tätigkeiten in striktem Einklang mit dem Gemeinsamen umfassenden Aktionsplan vom 14. Juli 2015 (Joint 
Comprehensive Plan of Action, im Folgenden ‚JCPOA‘) unternommen werden; 

b)  die Anforderungen gemäß Unterabsatz 22 Buchstabe c der Resolution 2231 (2015) erfüllt sind; und 

c)  sie berechtigt ist, die Endverwendung und den Ort der Endverwendung jedes gelieferten Artikels zu verifizieren 
und dieses Recht effektiv ausüben kann. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat notifiziert 

a)  dem Sanktionsausschuss und, nach ihrer Einsetzung, der Gemeinsamen Kommission zehn Tage im Voraus die 
Erteilung der Genehmigung; 

b)  im Fall gelieferter Gegenstände, Materialien, Ausrüstungen, Güter und Technologien gemäß Unterabsatz 22 
Buchstabe e der Resolution 2231 (2015), der IAEO innerhalb von zehn Tagen die Lieferung, den Verkauf oder die 
Weitergabe. 

(4) Der betreffende Mitgliedstaat notifiziert den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission seine Absicht, eine 
Genehmigung nach diesem Artikel zu erteilen, mindestens zehn Tage vor Erteilung der Genehmigung. 

Artikel 43c 

(1) Ungeachtet anderer Bestimmungen dieser Verordnung können die zuständigen Behörden von Fall zu Fall die 
erforderlichen Genehmigungen zur Durchführung von Weitergaben und Tätigkeiten erteilen, die 

a)  unmittelbar mit der Durchführung der in Anlage V Ziffern 15.1 bis 15.11 des JCPOA festgelegten 
nuklearbezogenen Maßnahmen zusammenhängen, 

b)  für die Vorbereitung der Umsetzung des JCPOA erforderlich sind oder 

c)  nach Feststellung des Sanktionsausschusses mit den Zielen der Resolution UNSCR 2231 (2015) vereinbar sind. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat legt dem Sanktionsausschuss gegebenenfalls die vorgeschlagenen 
Genehmigungen zur Billigung vor. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat notifiziert den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission seine Absicht, eine 
Genehmigung nach diesem Artikel zu erteilen, mindestens zehn Tage vor Erteilung der Genehmigung.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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VERORDNUNG (EU) 2015/1328 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2010/413/GASP des Rates vom 26. Juli 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und 
zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates (2) werden die im Beschluss 2010/413/GASP vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2)  Am 31. Juli 2015 nahm der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1337 (3) zur Änderung des Beschlusses 
2014/413/GASP an, um die in Artikel 20 Absatz 14 vorgesehene Ausnahme bis zum 14. Januar 2016 zu 
verlängern, die für Handlungen und Transaktionen gilt, welche in Bezug auf in der Liste geführte Einrichtungen 
durchgeführt werden, wenn sie für die Erfüllung von Verpflichtungen aufgrund von vor dem 23. Januar 2012 
geschlossenen Verträgen oder von akzessorischen Verträgen notwendig sind, die für die Erfüllung dieser 
Verpflichtungen erforderlich sind, sofern die Lieferung von iranischem Rohöl und iranischen Erdölerzeugnissen 
oder die Erlöse aus der Lieferung von iranischem Rohöl und iranischen Erdölerzeugnissen der Zahlung von 
ausstehenden Beträgen im Zusammenhang mit vor dem 23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen an im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ansässige oder deren Hoheitsgewalt unterstehende Personen oder Einrichtungen 
dient, wenn solche Zahlungen in diesen Verträgen ausdrücklich vorgesehen sind. 

(3)  Da diese Maßnahme in den Geltungsbereich des Vertrags fällt, ist für ihre Umsetzung eine Regelung auf 
Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

(4)  Die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 28a Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 werden die Worte „bis zum 30. Juni 2015“ durch die 
Worte „bis zum 14. Januar 2016“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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VERORDNUNG (EU) 2015/1329 DER KOMMISSION 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in Bezug auf den Betrieb von in einem Drittland 
eingetragenen Luftfahrzeugen durch Luftfahrtunternehmen der Union 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der 
Richtlinie 2004/36/EG (1), insbesondere Artikel 8 Absatz 5 und Artikel 10 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission (2) legt die Bedingungen für den sicheren Betrieb von 
Luftfahrzeugen fest. Diese Verordnung sollte geändert werden, um den Betrieb von Luftfahrzeugen, die in einem 
Drittland eingetragen sind, durch Luftfahrtunternehmen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (3) zugelassen sind, zu regeln. 

(2)  Es ist notwendig, der Luftfahrtindustrie und den Verwaltungen in den Mitgliedstaaten genügend Zeit zur 
Anpassung an den neuen Rechtsrahmen einzuräumen. Daher sollte die Möglichkeit bestehen, einen angemessenen 
Übergangszeitraum vorzusehen. 

(3)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen mit der Stellungnahme der Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit gemäß Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in Einklang. 

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen mit der Stellungnahme des nach Artikel 65 der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 eingesetzten Ausschusses in Einklang — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II (Teil-ARO), Anhang III (Teil-ORO) und Anhang IV (Teil-CAT) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden 
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Oktober 2015. 

(2) Abweichend von Absatz 1 zweiter Unterabsatz können die Mitgliedstaaten beschließen, dass die Bestimmungen 
von Punkt ORO.AOC.110 Buchstabe d gemäß Nummer 2 Buchstabe b Ziffer ii des Anhangs erst ab dem 25. August 
2017 gelten. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 31. Juli 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Anhang II, Anhang III und Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 werden wie folgt geändert:  

1. In Anhang II (Part-ARO) wird Punkt ARO.OPS.110 wie folgt geändert: 

a)  Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  Die Genehmigung eines Vertrags über das Anmieten eines Luftfahrzeugs ohne Besatzung ist auszusetzen oder 
zu widerrufen, wenn:  

1. das Lufttüchtigkeitszeugnis des Luftfahrzeugs ausgesetzt oder widerrufen wird,  

2. das Luftfahrzeug in die Liste der Betreiber aufgenommen wurde, für die Betriebsbeschränkungen gelten, 
oder es in einem Staat eingetragen ist, bei dem für alle Betreiber, die seiner Aufsicht unterliegen, eine 
Betriebsuntersagung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 gilt.“ 

b)  Folgender Buchstabe e wird angefügt: 

„e)  Bei einem Antrag auf vorherige Genehmigung einer Anmietvereinbarung für ein Luftfahrzeug ohne Besatzung 
gemäß Punkt ORO.AOC.110 Buchstabe d hat die zuständige Behörde eine angemessene Koordinierung mit 
dem Eintragungsstaat des Luftfahrzeugs zu gewährleisten wie für die Ausübung der Aufsichtspflicht über das 
Luftfahrzeug erforderlich.“  

2. Anhang III (Teil-ORO) wird wie folgt geändert: 

a)  In Punkt ORO.AOC.100 Buchstabe c erhält Punkt 2 folgende Fassung: 

„2.  alle betriebenen Luftfahrzeuge über ein Lufttüchtigkeitszeugnis (Certificate of Airworthiness, CofA) im 
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 verfügen oder gemäß ORO.AOC.110 Buchstabe d ohne 
Besatzung angemietet werden und“. 

b)  Punkt ORO.AOC.110 wird wie folgt geändert: 

i)  Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Der gemäß diesem Teil zugelassene Betreiber darf kein Luftfahrzeug anmieten, das in die Liste der Betreiber 
aufgenommen wurde, für die Betriebsbeschränkungen gelten, oder das in einem Staat eingetragen ist, bei 
dem für alle Betreiber, die seiner Aufsicht unterliegen, eine Betriebsuntersagung gilt, oder von einem 
Betreiber stammt, für den eine Betriebsuntersagung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 gilt.“; 

ii)  Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„Anmieten ohne Besatzung (Dry lease-in) 

d)  Der Antragsteller auf Genehmigung des Anmietens eines in einem Drittland eingetragenen Luftfahrzeugs 
ohne Besatzung hat der zuständigen Behörde nachzuweisen, dass  

1. ein betrieblicher Bedarf besteht, der nicht durch das Anmieten eines in der EU eingetragenen 
Luftfahrzeugs gedeckt werden kann,  

2. beim Anmieten ohne Besatzung die Dauer von sieben Monaten innerhalb eines Zeitraums von zwölf 
aufeinanderfolgenden Monaten nicht überschritten wird;  

3. die Einhaltung der einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 sichergestellt ist 
und  

4. das Luftfahrzeug gemäß den EU-Verordnungen für den Flugbetrieb ausgerüstet ist.“ 

c)  Punkt ORO.AOC.130 erhält folgende Fassung: 

„ORO.AOC.130 Flugdatenanalyse — Flugzeuge 

a)  Der Betreiber hat für Flugzeuge mit einer zertifizierten höchstzulässigen Startmasse über 27 000 kg ein 
Flugdatenanalyseprogramm zu erstellen und zu unterhalten, das in sein Managementsystem integriert ist. 

b)  Das Flugdatenanalyseprogramm darf nicht mit Sanktionen verbunden sein und muss ausreichende 
Vorkehrungen zur Geheimhaltung der Datenquelle(n) beinhalten.“ 
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3. Anhang IV (Teil-CAT) wird wie folgt geändert: 

a)  In Punkt CAT.IDE.A.100 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung: 

„a)  Die in diesem Teilabschnitt vorgesehenen Instrumente und Ausrüstungen müssen gemäß den entsprechenden 
Lufttüchtigkeitsanforderungen zugelassen sein, mit Ausnahme der folgenden Ausrüstungsteile:  

1. Ersatzsicherungen,  

2. Taschenlampen,  

3. eine genau gehende Uhr,  

4. Kartenhalter,  

5. Bordapotheken,  

6. medizinische Notfallausrüstung,  

7. Megafone,  

8. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

9. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen und  

10. Rückhaltesysteme für Kinder. 

b)  Instrumente und Ausrüstungen, die nicht in diesem Teilabschnitt vorgesehen sind und nicht gemäß den 
entsprechenden Lufttüchtigkeitsanforderungen zugelassen werden müssen, jedoch auf einem Flug mitgeführt 
werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von der 
Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 oder von CAT.IDE. 
A.330, CAT.IDE.A.335, CAT.IDE.A.340 und CAT.IDE.A.345 benutzt werden und  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Flugzeugs auswirken, auch 
nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

b)  In Punkt CAT.IDE.H.100 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung: 

„a)  Die in diesem Teilabschnitt vorgesehenen Instrumente und Ausrüstungen müssen gemäß den entsprechenden 
Lufttüchtigkeitsanforderungen zugelassen sein, mit Ausnahme der folgenden Ausrüstungsteile:  

1. Ersatzsicherungen,  

2. Taschenlampen,  

3. eine genau gehende Uhr,  

4. Kartenhalter,  

5. Bordapotheke,  

6. Megafone,  

7. Überlebensausrüstung und Signalmittel,  

8. Treibanker und Ausrüstung zum Festmachen und  

9. Rückhaltesysteme für Kinder. 
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b)  Instrumente und Ausrüstungen, die nicht in diesem Teilabschnitt vorgesehen sind und nicht gemäß den 
entsprechenden Lufttüchtigkeitsanforderungen zugelassen werden müssen, jedoch auf einem Flug mitgeführt 
werden, müssen folgende Anforderungen erfüllen:  

1. Die von diesen Instrumenten, Ausrüstungen oder Zubehörteilen gelieferten Informationen dürfen von der 
Flugbesatzung nicht zur Erfüllung von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 oder von CAT.IDE. 
H.330, CAT.IDE.H.335, CAT.IDE.H.340 und CAT.IDE.H.345 benutzt werden und  

2. die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Hubschraubers auswirken, 
auch nicht bei Ausfall oder Fehlfunktion.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1330 DER KOMMISSION 

vom 31. Juli 2015 

zur 234. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit dem 

Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung stehen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit dem Al-Qaida-Netzwerk in 
Verbindung stehen (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7a Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren 
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verordnung eingefroren werden. 

(2)  Am 20. Juli 2015 hat der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen die Streichung einer 
natürlichen Person von seiner Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren Gelder und wirtschaftliche 
Ressourcen einzufrieren sind, gebilligt. Zudem beschloss er am 20. Juli 2015, einen Eintrag in der Liste zu 
ändern. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 sollte daher entsprechend aktualisiert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 31. Juli 2015 

Für die Kommission, 

Im Namen des Präsidenten, 

Leiter des Dienstes für außenpolitische Instrumente  
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ANHANG 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird wie folgt geändert:  

1. Unter „Natürliche Personen“ wird folgender Eintrag gestrichen: 

„Aliaskhab Alibulatovich Kebekov (Алиaсхаб Алибулатович Кебеков) (auch: a) Sheikh Abu Muhammad, b) Ali Abu 
Muhammad, c) Abu Muhammad Ali Al-Dagestani). Geburtsdatum: 1.1.1972. Geburtsort: Dorf Teletl, Bezirk 
Shamilskiy, Republik Dagestan, Russische Föderation. Staatsangehörigkeit: russisch. Reisepassnummer: 628605523 
(russischer Reisepass, ausgestellt am 4.7.2006 vom Föderalen Migrationsdienst der Russischen Föderation, gültig bis 
16.7.2016). Nationale Kennziffer: 8203883123 (russischer Personalausweis, ausgestellt am 16.7.2005 vom 
Ministerium für innere Angelegenheiten (OVD), Bezirk Kirovskiy, Republik Dagestan, Russische Föderation, gültig bis 
1.1.2017). Anschrift: Shosse Aeroporta, 5 Ap. 7 Makhachkala, Republik Dagestan, Russische Föderation. Weitere 
Angaben: a) Personenbeschreibung: Augenfarbe: braun; Haarfarbe: grau; Größe: 170-175 cm; Körperbau: schwerer 
Körperbau, ovales Gesicht, Bart; Name des Vaters: Alibulat Kebekovich Kebekov, geboren 1927; c) Foto verfügbar für 
die Aufnahme in die Besondere Ausschreibung (‚Special Notice‘) der Interpol und des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen. Tag der Benennung nach Artikel 2a Absatz 4 Buchstabe b: 23.3.2015.“  

2. Der Eintrag „Mohammed Al Ghabra. Anschrift: East London, Vereinigtes Königreich. Geburtsdatum: 1.6.1980. 
Geburtsort: Damaskus, Syrien. Staatsangehörigkeit: britisch. Reisepassnummer: 094629366 (Vereinigtes Königreich). 
Weitere Angaben: a) Name des Vaters: Mohamed Ayman Ghabra; b) Name der Mutter: Dalal. Tag der Benennung 
nach Artikel 2a Absatz 4 Buchstabe b: 12.12.2006.“ unter „Natürliche Personen“ erhält folgende Fassung: 

„Mohammed Al Ghabra. (auch: a) Mohammed El' Ghabra, b) Danial Adam) Anschrift: East London, Vereinigtes 
Königreich. Geburtsdatum: 1.6.1980. Geburtsort: Damaskus, Syrien. Staatsangehörigkeit: britisch. Reisepassnummer: 
094629366 (Vereinigtes Königreich). Weitere Angaben: a) Name des Vaters: Mohamed Ayman Ghabra; b) Name der 
Mutter: Dalal. Tag der Benennung nach Artikel 2a Absatz 4 Buchstabe b: 12.12.2006.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1331 DER KOMMISSION 

vom 31. Juli 2015 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 31. Juli 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  161,8 

MK  26,3 

ZZ  94,1 

0707 00 05 TR  126,8 

ZZ  126,8 

0709 93 10 TR  122,6 

ZZ  122,6 

0805 50 10 AR  139,6 

BO  135,7 

UY  142,7 

ZA  132,8 

ZZ  137,7 

0806 10 10 EG  262,1 

MA  218,5 

TN  158,2 

ZA  115,6 

ZZ  188,6 

0808 10 80 AR  262,5 

BR  108,6 

CL  146,6 

NZ  142,7 

US  185,8 

UY  139,7 

ZA  132,1 

ZZ  159,7 

0808 30 90 AR  235,3 

CL  148,5 

CN  89,6 

MK  59,4 

NZ  150,8 

TR  158,2 

ZA  118,4 

ZZ  137,2 

0809 29 00 TR  231,9 

ZZ  231,9 
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(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0809 30 10, 0809 30 90 MK  80,0 

TR  157,4 

ZZ  118,7 

0809 40 05 BA  60,6 

IL  124,7 

XS  66,1 

ZZ  83,8 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (GASP) 2015/1332 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung des Beschlusses 2011/486/GASP über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen angesichts der Lage in Afghanistan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2011/486/GASP des Rates vom 1. August 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen angesichts der Lage in Afghanistan (1), insbesondere auf 
Artikel 5 und Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 1. August 2011 den Beschluss 2011/486/GASP erlassen. 

(2)  Am 23. September 2014 und 27. März 2015 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der 
gemäß Nummer 30 der Resolution 1988 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, die 
Liste der Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, geändert. 

(3)  Der Anhang des Beschlusses 2011/486/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2011/486/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

I.  Die nachstehenden Einträge werden der Liste im Anhang des Beschlusses 2011/486/GASP hinzugefügt: 

A.  Mit den Taliban verbundene Personen 

1.  Abdul Basir Noorzai (Aliasnamen: a) Haji Abdul Basir, b) Haji 'Abd Al-Basir, c) Haji Basir Noorzai, d) Abdul 
Baseer, e) Abdul Basir). 

Titel: Haji. Anschrift: Chaman, Provinz Baluchistan, Pakistan. Geburtsdatum: a) 1965, b) 1960, c) 1963. 
Geburtsort: Provinz Baluchistan, Pakistan. Staatsangehörigkeit: Afghanisch. Reisepassnummer: Nummer des 
pakistanischen Reisepasses: AA3829182. Nationale Kennziffer: Pakistanische nationale Kennziffer 
5420124679187. Weitere Angaben: Besitzer der „Haji Basir and Zarjmil Company Hawala“, die für die Taliban in 
der Region Finanzdienstleistungen erbrachte. Tag der VN-Bezeichnung: 27.3.2015. 

Zusätzliche Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Abdul Basir Noorzai wurde am 27. März 2015 gemäß Nummer 2 der Resolution 2160 (2014) wegen „der 
Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Handlungen oder 
Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen oder zur Unterstützung“ derjenigen 
benannten und sonstigen mit den Taliban verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen, die 
eine Bedrohung des Friedens, der Stabilität und der Sicherheit Afghanistans darstellen, und „der sonstigen 
Unterstützung für ihre Handlungen oder Aktivitäten“ in die Liste aufgenommen. 

Zusätzliche Informationen: 

Haji Abdul Basir (Basir) besitzt und betreibt die „Haji Basir and Zarjmil Company Hawala“. Basir war damit 
beauftragt, die Taliban mit Geld zu versorgen, und hat in den letzten Jahren über seine Hawala Tausende von 
Dollar an Taliban-Mitglieder in der Region weitergeleitet. Basir hat Aktivitäten der Taliban über seine Hawala 
finanziert, Gelder an Älteste der Taliban überwiesen und Reisen von Taliban-Informanten erleichtert. 

Seit 2012 gilt Basir als wichtigster Geldwechsler für hochrangige Taliban-Führer. Darüber hinaus hat er 2010 bei 
Pakistani und Afghanen, die in Japan, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Singapur wohnten, um Spenden 
für die Taliban geworben. 

B.  Mit den Taliban verbundene Einrichtungen und andere Gruppen und Unternehmen 

1.  Haji Basir and Zarjmil Company Hawala (Aliasnamen: a) Haji Bashir and Zarjmil Hawala Company; b) Haji 
Abdul Basir and Zar Jameel Hawala; c) Haji Basir Hawala; d) Haji Baseer Hawala; e) Haji Abdul Basir Exchange 
Shop; f) Haji Basir and Zarjamil Currency Exchange; g) Haji Zar Jamil, Haji Abdul Baseer Money Changer). 

Anschrift: a) Branch Office 1: Sanatan (Variante: Sanatin) Bazaar, Sanatan Bazaar Street, near Trench (Variante: 
Tranch) Road, Chaman, Baluchistan Province, Pakistan; b) Branch Office 2: Quetta, Pakistan; c) Branch Office 3: 
Lahore, Pakistan; d) Branch Office 4: Peshawar, Pakistan; e) Branch Office 5: Karachi, Pakistan; f) Branch Office 6: 
Islamabad, Pakistan; g) Branch Office 7: Kandahar Province, Afghanistan; h) Branch Office 8: Herat Province, 
Afghanistan; i) Branch Office 9: Helmand Province, Afghanistan; j) Branch Office 10: Dubai, Vereinigte Arabische 
Emirate; k) Branch Office 11: Iran. Weitere Angaben: a) Geldtransferdienstleister, der von hochrangigen Taliban- 
Führern genutzt wird, um Gelder an die Taliban-Befehlshaber in der Region zu überweisen; b) Inhaber: Abdul Basir 
Noorzai. Tag der VN-Bezeichnung: 27.3.2015. 

Zusätzliche Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Die Haji Basir and Zarjmil Company Hawala wurde am 27. März 2015 gemäß Nummer 2 der Resolution 
2160 (2014) wegen „der Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von 
Handlungen oder Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen oder zur Unterstützung“ 
derjenigen benannten und sonstigen mit den Taliban verbundenen Personen, Gruppen, Unternehmen und 
Einrichtungen, die eine Bedrohung des Friedens, der Stabilität und der Sicherheit Afghanistans darstellen, und „der 
sonstigen Unterstützung für ihre Handlungen oder Aktivitäten“ in die Liste aufgenommen. 

Zusätzliche Angaben: 

Inhaber der Haji Basir and Zarjmil Company Hawala (Basir Zarjmil Hawala) in Chaman, Provinz Baluchistan, 
Pakistan, ist Abdul Basir Noorzai. Das Unternehmen versorgt Taliban-Mitglieder in der Region mit Geld. 
Hochrangige Taliban-Führer in der Region haben Geldüberweisungen an Taliban-Befehlshaber bevorzugt über die 
Basir Zarjmil Hawala und die Haji Khairullah Haji Sattar Money Exchange abgewickelt. 
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2013 hat die Basir Zarjmil Hawala Tausende von Dollar an Taliban-Befehlshaber weitergeleitet und damit die 
Finanzierung von Operationen der Taliban ermöglicht. 2012 führte die Basir Zarjmil Hawala Transaktionen mit 
einem Wert von Tausenden von Dollar durch, die für Waffen und andere operative Ausgaben für die Taliban 
bestimmt waren.  

II.  Der nachstehende Eintrag wird aus der Liste im Anhang des Beschlusses 2011/486/GASP gestrichen: 

A.  Mit den Taliban verbundene Personen 

121.  Sangeen Zadran Sher Mohammad   
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BESCHLUSS (GASP) 2015/1333 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 
2011/137/GASP 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 26. Februar 2011 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (im Folgenden „Sicherheitsrat“) in Anbetracht 
seiner großen Besorgnis über die Situation in Libyen die Resolution 1970 (2011) angenommen, mit der 
restriktive Maßnahmen gegen Libyen verhängt wurden. Seitdem hat der Sicherheitsrat eine Reihe weiterer 
Resolutionen zu Libyen angenommen, mit denen die restriktiven Maßnahmen der VN gegen Libyen verlängert 
bzw. geändert wurden, und zwar insbesondere die Resolutionen 2174 (2014) und 2213 (2015) im 
Zusammenhang mit dem Bekenntnis des Sicherheitsrates zur Souveränität, Unabhängigkeit, territorialen 
Unversehrtheit und nationalen Einheit Libyens. 

(2)  Am 28. Februar 2011 hat der Rat den Beschluss 2011/137/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen (1) angenommen, mit dem der Resolution 1970 (2011) Rechnung getragen und angesichts des 
Ernstes der Lage in Libyen weitere restriktive Maßnahmen verhängt wurden. 

(3)  Am 26. Mai 2015 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2015/818 (2) zur Änderung des Beschlusses 
2011/137/GASP angenommen, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der Frieden, die Stabilität oder die 
Sicherheit Libyens und der erfolgreiche Abschluss seines politischen Übergangs weiterhin unter anderem dadurch 
bedroht werden, dass die aktuellen Spaltungen durch Personen und Organisationen verschärft werden, bei denen 
festgestellt wurde, dass sie an der repressiven Politik des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in Libyen 
beteiligt oder seinerzeit anderweitig mit diesem Regime verbunden waren, und auch dadurch, dass die meisten 
dieser Personen oder Organisationen für ihr Handeln nicht zur Rechenschaft gezogen wurden. Der Beschluss 
berücksichtigt auch, dass eine Gefährdung von Personen und Organisationen ausgeht, die staatliche Gelder 
Libyens, die während des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in Libyen veruntreut wurden, besitzen 
oder kontrollieren, die dazu verwendet werden könnten, den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit Libyens zu 
bedrohen oder den erfolgreichen Abschluss seines politischen Übergangs zu behindern oder zu untergraben. 

(4)  Im Einklang mit dem Beschluss 2011/137/GASP hat der Rat eine vollständige Überprüfung der in den 
Anhängen II und IV des genannten Beschlusses enthaltenen Listen von Personen und Organisationen 
vorgenommen. 

(5)  Bei einer Reihe von Personen und Organisationen auf der Liste der Personen und Organisationen in den 
Anhängen II und IV des Beschlusses 2011/137/GASP sollten die Gründe für die Aufnahme in die Liste geändert 
werden. 

(6)  Der Klarheit halber sollten die restriktiven Maßnahmen, die durch den Beschluss 2011/137/GASP in der durch 
mehrere spätere Beschlüsse geänderten und durchgeführten Fassung verhängten wurden, in einem neuen 
Rechtsakt konsolidiert werden. 

(7)  Der Beschluss 2011/137/GASP sollte deshalb aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

KAPITEL I 

AUSFUHR- UND EINFUHRBESCHRÄNKUNGEN 

Artikel 1 

(1) Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe — unmittelbar oder mittelbar — von Rüstungsgütern und 
dazugehörigen Gütern aller Art, einschließlich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und -ausrüstung, paramili­
tärischer Ausrüstung und entsprechender Ersatzteile, sowie von zu interner Repression verwendbarer Ausrüstung an 
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Libyen durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder vom Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten aus oder über das 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen sind 
unabhängig davon, ob diese Güter ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben oder nicht, untersagt. 

(2) Es ist untersagt, 

a)  unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Ausbildung oder andere Unterstützung, einschließlich der Bereitstellung 
bewaffneter Söldner, im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten oder der Bereitstellung, Instandhaltung und 
Verwendung von in Absatz 1 genannten Gütern an natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen in Libyen oder zur Verwendung in Libyen zu erbringen; 

b)  unmittelbar oder mittelbar Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten oder der Bereitstellung, 
Instandhaltung und Verwendung von in Absatz 1 genannten Gütern an natürliche oder juristische Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen in Libyen oder zur Verwendung in Libyen bereitzustellen; 

c)  wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der unter den Buchstaben a oder 
b genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 2 

(1) Artikel 1 gilt nicht für 

a)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nichtletalem militärischen Gerät, das ausschließlich für 
humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, sowie für die Bereitstellung von technischer Hilfe oder Ausbildung im 
Zusammenhang damit; 

b)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Schutzkleidung, einschließlich Körperschutzwesten und 
Militärhelmen, die vom Personal der Vereinten Nationen sowie vom Personal der Union oder ihrer Mitgliedstaaten, 
von Medienvertretern, humanitären Helfern und Entwicklungshelfern sowie dazugehörigem Personal ausschließlich 
zum persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Libyen ausgeführt wird; 

c)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nichtletalem militärischem Gerät, das ausschließlich für die 
Unterstützung der libyschen Regierung in den Bereichen Sicherheit oder Entwaffnung bestimmt ist, sowie für die 
Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder Finanzhilfen im Zusammenhang damit. 

(2) Artikel 1 gilt nicht für 

a)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern sowie die 
Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder Finanzhilfen, einschließlich der Bereitstellung von Personal, im 
Zusammenhang damit, 

b)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern, die ausschließlich für 
die Unterstützung der libyschen Regierung in den Bereichen Sicherheit oder Entwaffnung bestimmt sind, sowie für 
die Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder Finanzhilfen im Zusammenhang damit, 

wenn dies vorab von dem gemäß Nummer 24 der Resolution 1970 (2011) eingesetzten Ausschuss (im Folgenden 
„Ausschuss“) genehmigt wurde. 

(3) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Kleinwaffen und leichten Waffen sowie 
dazugehörigen Gütern, die einzig für den Gebrauch durch Personal der VN, Medienvertreter, humanitäre Helfer und Ent­
wicklungshelfer sowie dazugehöriges Personal vorübergehend nach Libyen ausgeführt werden, sofern der Ausschuss 
davon vorab in Kenntnis gesetzt wurde und der Ausschuss innerhalb von fünf Arbeitstagen nach der Mitteilung keine 
ablehnende Entscheidung getroffen hat. 

(4) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von zu interner Repression verwendbarem 
Gerät, das ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, sowie die Bereitstellung von technischer Hilfe, 
Ausbildung oder Finanzhilfen im Zusammenhang damit. 

Artikel 3 

Die Beschaffung der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Gegenstände aus Libyen durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 
oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen ist untersagt, unabhängig davon, ob sie 
ihren Ursprung im Hoheitsgebiet Libyens haben oder nicht. 
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KAPITEL II 

VERKEHRSSEKTOR 

Artikel 4 

(1) Die Mitgliedstaaten überprüfen in ihrem Hoheitsgebiet, einschließlich ihrer Seehäfen und Flughäfen, nach Maßgabe 
ihrer nationalen Befugnisse und Rechtsvorschriften und im Einklang mit dem Völkerrecht, insbesondere dem Seerecht 
und den einschlägigen internationalen Übereinkünften auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt, Schiffe und Luftfahrzeuge auf 
dem Weg nach oder aus Libyen, falls sie über Informationen verfügen, die hinreichende Gründe für die Annahme liefern, 
dass die Ladung dieser Schiffe und Luftfahrzeuge Gegenstände enthält, deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder 
Ausfuhr nach Artikel 1 untersagt ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten beschlagnahmen und entsorgen (sei es durch Vernichtung, Unbrauchbarmachung, Lagerung 
oder Weitergabe an einen anderen Staat als die Herkunfts- oder Zielstaaten zum Zwecke der Entsorgung) die von ihnen 
entdeckten Gegenstände, deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach Artikel 1 untersagt ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten arbeiten nach Maßgabe ihrer nationalen Rechtsvorschriften bei den Überprüfungen und der 
Entsorgung nach den Absätzen 1 und 2 zusammen. 

(4) Flugzeuge und Schiffe, die Ladungen aus oder nach Libyen befördern, unterliegen der Pflicht einer zusätzlichen 
Vorabmeldung aller Güter, die in einen Mitgliedstaat verbracht werden oder diesen verlassen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten verweigern — ausgenommen im Falle einer Notlandung — jedem Luftfahrzeug die Erlaubnis zum 
Start oder zur Landung in ihrem Hoheitsgebiet oder zum Überfliegen ihres Hoheitsgebiets, wenn sie über Informationen 
verfügen, die hinreichende Gründe für die Annahme liefern, dass das Luftfahrzeug Gegenstände enthält, deren Lieferung, 
Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach diesem Beschluss verboten ist, einschließlich der Bereitstellung bewaffneter 
Söldner. 

Artikel 6 

(1) Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit den Nummern 5 bis 9 der Resolution 2146 (2014) des 
Sicherheitsrates benannte Schiffe auf Hoher See überprüfen und alle den spezifischen Umständen angemessenen 
Maßnahmen unter voller Einhaltung des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, 
soweit anwendbar, ergreifen, um solche Überprüfungen durchzuführen und das Schiff anzuweisen, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um das Rohöl mit Zustimmung der Regierung Libyens und in Abstimmung mit ihr nach 
Libyen zurückzuführen. 

(2) Die Mitgliedstaaten sollten sich vor der Durchführung einer Überprüfung nach Absatz 1 zuerst um die 
Zustimmung des Flaggenstaats des betreffenden Schiffes bemühen. 

(3) Jeder Mitgliedstaat, der eine Überprüfung nach Absatz 1 vornimmt, legt dem Ausschuss umgehend einen Bericht 
über die Überprüfung samt sachdienlichen Einzelheiten, einschließlich der Bemühungen um die Zustimmung des 
Flaggenstaats des Schiffes, vor. 

(4) Jeder Mitgliedstaat, der Überprüfungen nach Absatz 1 vornimmt, stellt sicher, dass diese Überprüfungen von 
Kriegsschiffen und von einem Staat gehörenden oder von ihm eingesetzten Schiffen durchgeführt werden, die im 
Staatsdienst ausschließlich für andere als Handelszwecke genutzt werden. 

(5) Absatz 1 berührt nicht die Rechte, Pflichten oder Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten nach dem Völkerrecht, 
einschließlich der Rechte oder Pflichten nach dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, einschließlich des 
allgemeinen Grundsatzes der ausschließlichen Hoheitsgewalt eines Flaggenstaats über seine Schiffe auf Hoher See, in 
Bezug auf nicht benannte Schiffe und alle anderen Situationen als der in jenem Absatz genannten. 

(6) In Anhang V dieses Beschlusses sind die Schiffe gemäß Absatz 1 aufgeführt, die vom Ausschuss im Einklang mit 
Nummer 11 der Resolution 2146 (2014) des Sicherheitsrates benannt wurden. 
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Artikel 7 

(1) Ein Mitgliedstaat, der Flaggenstaat eines benannten Schiffes ist, weist, sofern die Benennung durch den Ausschuss 
dies festgelegt hat, das Schiff an, unerlaubt aus Libyen ausgeführtes Rohöl nicht zu laden, zu befördern oder zu entladen, 
wenn die in Nummer 3 der Resolution 2146 (2014) des Sicherheitsrates genannte Kontaktstelle der Regierung Libyens 
keine Anweisung erteilt hat. 

(2) Die Mitgliedstaaten verweigern, sofern die Benennung durch den Ausschuss dies festgelegt hat, den benannten 
Schiffen das Einlaufen in ihre Häfen, es sei denn, dieser Zugang ist für eine Überprüfung erforderlich, es liegt ein Notfall 
vor oder das Schiff kehrt nach Libyen zurück. 

(3) Die Bereitstellung von Bunkerdiensten, wie die Bereitstellung von Treibstoff oder Versorgungsgütern, oder anderen 
Wartungsdiensten für benannte Schiffe durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder von Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten aus ist, sofern die Benennung durch den Ausschuss dies festgelegt hat, verboten. 

(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats feststellt, dass die Bereitstellung 
dieser Dienste für humanitäre Zwecke erforderlich ist oder das Schiff nach Libyen zurückkehrt. Der betreffende 
Mitgliedstaat notifiziert dem Ausschuss alle entsprechenden Genehmigungen. 

(5) Finanztransaktionen in Bezug auf an Bord von benannten Schiffen unerlaubt aus Libyen ausgeführtes Rohöl durch 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder von ihrer Hoheits-gewalt unterstehenden Organisationen oder von 
Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten aus sind, sofern die Benennung durch den Ausschuss dies festgelegt hat, verboten. 

(6) In Anhang V sind die Schiffe gemäß den Absätzen 1, 2, 3 und 5 dieses Artikels aufgeführt, die vom Ausschuss im 
Einklang mit Nummer 11 der Resolution 2146 (2014) des Sicherheitsrates benannt wurden. 

KAPITEL III 

EINREISEBESCHRÄNKUNGEN 

Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung der Einreise oder Durchreise in 
beziehungsweise durch ihr Hoheitsgebiet von vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss im Einklang mit Nummer 22 der 
Resolution 1970 (2011), Nummer 23 der Resolution 1973 (2011), Nummer 4 der Resolution 2174 (2014) und 
Nummer 11 der Resolution 2213 (2015) benannten und mit Reisebeschränkungen belegten Personen gemäß der 
Auflistung in Anhang I. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung der Einreise oder Durchreise in 
beziehungsweise durch ihr Hoheitsgebiet von Personen, 

a)  die an der Anordnung, Kontrolle oder anderweitigen Leitung schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen gegen 
Personen in Libyen beteiligt sind oder sich mitschuldig machen, auch indem sie sich an der Planung, Befehligung, 
Anordnung oder Durchführung völkerrechtswidriger Angriffe auf die Zivilbevölkerung oder zivile Einrichtungen, 
einschließlich Bombardierungen aus der Luft, beteiligen oder sich mitschuldig machen, oder von in ihrem Namen 
oder in ihrem Auftrag oder auf ihre Anweisung handelnden Personen; 

b)  bei denen festgestellt wurde, dass sie an der repressiven Politik des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in 
Libyen beteiligt oder seinerzeit anderweitig mit diesem Regime verbunden waren, und von denen eine anhaltende 
Bedrohung für den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit Libyens oder den erfolgreichen Abschluss seines 
politischen Übergangs ausgeht; 

c)  die Handlungen begehen oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit Libyens bedrohen oder 
den erfolgreichen Abschluss seines politischen Übergangs behindern oder untergraben, einschließlich durch 

i)  die Planung, Leitung oder Begehung von Handlungen in Libyen, die gegen die geltenden internationalen 
Menschenrechtsnormen oder das geltende humanitäre Völkerrecht verstoßen, oder von Handlungen in Libyen, die 
Menschenrechtsverletzungen darstellen; 

ii)  Angriffe auf jeden Flug-, Binnen- oder Seehafen in Libyen oder gegen eine libysche staatliche Einrichtung oder 
Anlage sowie gegen jede ausländische Vertretung in Libyen; 

iii)  die Bereitstellung von Unterstützung für bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke durch die illegale 
Ausbeutung von Rohöl oder von anderen natürlichen Ressourcen in Libyen; 
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iv)  die Bedrohung oder Nötigung libyscher staatlicher Finanzinstitute und der Libyan National Oil Company, oder die 
Begehung von Handlungen, die zu einer Veruntreuung staatlicher Gelder Libyens führen können oder führen; 

v)  die Verletzung oder Beihilfe zur Umgehung der Bestimmungen des gemäß der Resolution 1970 (2011) und 
Artikel 1 dieses Beschlusses verhängten Waffenembargos in Libyen; 

vi)  das Tätigwerden für oder im Namen oder auf Anweisung einer auf der Liste stehenden Person oder Organisation; 

d)  die staatliche Gelder Libyens, die während des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in Libyen veruntreut 
wurden, besitzen oder kontrollieren, die dazu verwendet werden könnten, den Frieden, die Stabilität oder die 
Sicherheit Libyens zu bedrohen oder den erfolgreichen Abschluss seines politischen Übergangs zu behindern oder zu 
untergraben, 

gemäß der Auflistung in Anhang II dieses Beschlusses. 

(3) Die Absätze 1 und 2 verpflichten die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eigenen Staatsangehörigen die Einreise in 
ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Ausschuss feststellt, dass 

a)  die betreffenden Reisen aus humanitären Gründen, einschließlich religiöser Verpflichtungen, gerechtfertigt sind oder 

b)  eine Ausnahmeregelung die Ziele des Friedens und der nationalen Aussöhnung in Libyen und der Stabilität in der 
Region fördern würde. 

(5) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 

a)  die Einreise oder Durchreise im Rahmen eines Gerichtsverfahrens erforderlich ist oder 

b)  ein Mitgliedstaat im Einzelfall feststellt, dass die betreffende Einreise oder Durchreise erforderlich ist, um Frieden und 
Stabilität in Libyen zu fördern, und den Ausschuss binnen 48 Stunden nach einer entsprechenden Feststellung 
darüber unterrichtet. 

(6) Absatz 2 berührt nicht die Fälle, in denen ein Mitgliedstaat durch eine völkerrechtliche Verpflichtung gebunden 
ist, und zwar 

a)  wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen Organisation ist, 

b)  wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die von den Vereinten Nationen einberufen wurde oder unter 
deren Schirmherrschaft steht, 

c)  im Rahmen eines multilateralen Übereinkommens, das Vorrechte und Immunitäten verleiht oder 

d)  im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags. 

(7) Absatz 6 ist auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat Gastland der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist, als anwendbar anzusehen. 

(8) Der Rat ist in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine Ausnahme aufgrund der Absätze 6 oder 7 gewährt, 
ordnungsgemäß zu unterrichten. 

(9) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maßnahmen nach Absatz 2 in den Fällen zulassen, in denen die 
Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder aufgrund der Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene — 
einschließlich solcher, die von der Union unterstützt oder ausgerichtet werden oder von einem Mitgliedstaat, der zu dem 
Zeitpunkt den OSZE-Vorsitz innehat, ausgerichtet werden — gerechtfertigt ist, wenn dort ein politischer Dialog geführt 
wird, durch den Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Libyen unmittelbar gefördert werden. 

(10) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 9 zulassen möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die 
Ausnahme gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren Mitgliedern des Rates innerhalb von zwei Arbeitstagen 
nach Eingang der Mitteilung über die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich Einwand erhoben wird. Erheben ein oder 
mehrere Mitglieder des Rates Einwand, so kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit beschließen, die vorgeschlagene 
Ausnahme zu gewähren. 

(11) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der Absätze 6, 7 und 9 den in den Anhängen I oder II 
aufgeführten Personen die Einreise in oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung nur 
für den Zweck, für den sie erteilt wurde, und nur für die davon betroffenen Personen. 
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KAPITEL IV 

EINFRIEREN VON GELDERN UND WIRTSCHAFTLICHEN RESSOURCEN 

Artikel 9 

(1) Sämtliche Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen, die sich im Eigentum 
oder unter der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle von vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss im Einklang mit 
Nummer 22 der Resolution 1970 (2011), Nummern 19 und 23 der Resolution 1973 (2011), Nummer 4 der Resolution 
2174 (2014) und Nummer 11 der Resolution 2213 (2015) benannten und mit dem Einfrieren der Vermögenswerte 
belegten Personen und Organisationen gemäß der Auflistung in Anhang III befinden, werden eingefroren. 

(2) Sämtliche Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen, die sich im Eigentum 
oder unter der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle der Personen und Organisationen, 

a)  die an der Anordnung, Kontrolle oder anderweitigen Leitung schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen gegen 
Personen in Libyen beteiligt sind oder sich mitschuldig machen, auch indem sie sich an der Planung, Befehligung, 
Anordnung oder Durchführung völkerrechtswidriger Angriffe auf die Zivilbevölkerung oder zivile Einrichtungen, 
einschließlich Bombardierungen aus der Luft, beteiligen oder sich mitschuldig machen, oder der libyschen Behörden, 
oder der Personen und Organisationen, die gegen die Bestimmungen der Resolution 1970 (2011) oder dieses 
Beschlusses verstoßen haben oder anderen bei Verstößen dagegen behilflich waren, oder in ihrem Namen oder auf 
ihre Anweisung handelnden Personen oder Organisationen, oder in ihrem Eigentum oder unter ihrer Kontrolle 
stehenden Organisationen, oder in Anhang III dieses Beschlusses aufgeführten Personen und Organisationen; 

b)  bei denen festgestellt wurde, dass sie an der repressiven Politik des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in 
Libyen beteiligt oder seinerzeit anderweitig mit diesem Regime verbunden waren, und von denen eine anhaltende 
Bedrohung für den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit Libyens oder den erfolgreichen Abschluss seines 
politischen Übergangs ausgeht; 

c)  die Handlungen begehen oder unterstützen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit Libyens bedrohen oder 
den erfolgreichen Abschluss seines politischen Übergangs behindern oder untergraben, einschließlich durch 

i)  die Planung, Leitung oder Begehung von Handlungen in Libyen, die gegen die geltenden internationalen 
Menschenrechtsnormen oder das geltende humanitäre Völkerrecht verstoßen, oder von Handlungen in Libyen, die 
Menschenrechtsverletzungen darstellen, 

ii)  Angriffe auf einen Flug-, Binnen- oder Seehafen in Libyen, eine libysche staatliche Einrichtung oder Anlage oder 
eine ausländische Vertretung in Libyen, 

iii)  die Bereitstellung von Unterstützung für bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke durch die illegale 
Ausbeutung von Rohöl oder von anderen natürlichen Ressourcen in Libyen, 

iv)  die Bedrohung oder Nötigung libyscher staatlicher Finanzinstitute und der Libyan National Oil Company, oder die 
Begehung von Handlungen, die zu einer Veruntreuung staatlicher Gelder Libyens führen können oder führen, 

v)  die Verletzung oder Beihilfe zur Umgehung der Bestimmungen des gemäß der Resolution 1970 (2011) und 
Artikel 1 dieses Beschlusses verhängten Waffenembargos in Libyen, 

vi)  das Tätigwerden für oder im Namen oder auf Anweisung einer auf der Liste stehenden Person oder Organisation, 

d)  die staatliche Gelder Libyens, die während des ehemaligen Regimes von Muammar Al-Gaddafi in Libyen veruntreut 
wurden, besitzen oder kontrollieren, die dazu verwendet werden könnten, den Frieden, die Stabilität oder die 
Sicherheit Libyens zu bedrohen oder den erfolgreichen Abschluss seines politischen Übergangs zu behindern oder zu 
untergraben, 

gemäß der Auflistung in Anhang IV befinden, werden eingefroren. 

(3) Sämtliche zum 16. September 2011 eingefrorenen Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte und 
wirtschaftlichen Ressourcen, die sich im Eigentum oder unter der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle der in 
Anhang VI aufgelisteten Organisationen befinden, bleiben eingefroren. 

(4) Den in den Absätzen 1 und 2 genannten natürlichen oder juristischen Personen oder Organisationen dürfen 
weder unmittelbar noch mittelbar Gelder, andere finanzielle Vermögenswerte oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen. 

(5) Das Verbot, Personen oder Organisationen nach Absatz 2 Gelder, finanzielle Vermögenswerte oder wirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung zu stellen, steht, insoweit es für Hafenbehörden gilt, bis zum 15. Juli 2011 der Ausführung 
von vor dem 7. Juni 2011 geschlossenen Verträgen mit Ausnahme der Verträge, die Erdöl, Erdgas und Raffinerieer­
zeugnisse betreffen, nicht entgegen. 
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(6) Ausnahmen können für Gelder, finanzielle Vermögenswerte oder wirtschaftliche Ressourcen gemacht werden, die 

a)  für Grundausgaben, unter anderem für die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten 
und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen 
notwendig sind, 

b)  ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Bereitstellung rechtlicher Dienste entsprechend den nationalen Rechtsvorschriften dienen oder 

c)  ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung 
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen entsprechend den nationalen Rechtsvorschriften dienen, 

nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Absicht mitgeteilt hat, gegebenenfalls den Zugang zu diesen 
Geldern, anderen finanziellen Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressourcen zu genehmigen, und der Ausschuss 
innerhalb von fünf Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entscheidung getroffen hat. 

(7) Ausnahmen sind auch zulässig für Gelder und wirtschaftliche Ressourcen, die 

a)  für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich sind, vorausgesetzt, der betreffende Mitgliedstaat teilt dies 
dem Ausschuss zuvor gegebenenfalls mit und dieser ist damit einverstanden, oder 

b)  Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines 
Schiedsgerichts sind, in welchem Fall die Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen 
Ressourcen für die Erfüllung von Forderungen aus diesem Pfandrecht oder dieser Entscheidung verwendet werden 
können, sofern vor dem Datum der Annahme der Resolution 1970 (2011) das Pfandrecht bestellt oder die 
Entscheidung getroffen wurde, nicht eine Person oder Organisation nach Absatz 1 oder 2 dieses Artikels begünstigt 
und dem Ausschuss durch den betreffenden Mitgliedstaat gegebenenfalls mitgeteilt wurde. 

(8) Bei Personen und Organisationen gemäß der Auflistung in Anhang IV sind Ausnahmen auch zulässig für Gelder 
und wirtschaftliche Ressourcen, die für humanitäre Zwecke wie die Bereitstellung oder die Erleichterung der 
Bereitstellung von Hilfe, namentlich medizinischen Versorgungsgütern, Nahrungsmitteln, Versorgung mit Elektrizität, 
humanitären Helfern und damit zusammenhängender Hilfe, oder zur Evakuierung ausländischer Staatsangehöriger aus 
Libyen erforderlich sind. 

(9) Bei in Absatz 3 aufgeführten Organisationen sind Ausnahmen auch zulässig für Gelder, finanzielle 
Vermögenswerte und wirtschaftliche Ressourcen, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Der betreffende Mitgliedstaat hat dem Ausschuss seine Absicht mitgeteilt, den Zugang zu diesen Geldern, anderen 
finanziellen Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressourcen für einen oder mehrere der nachstehenden Zwecke 
zu genehmigen, und der Ausschuss hat innerhalb von fünf Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende 
Entscheidung getroffen: 

i)  humanitäre Bedürfnisse; 

ii)  Kraftstoff, Elektrizität und Wasser für die rein zivile Nutzung; 

iii)  Wiederaufnahme der Herstellung und des Verkaufs von Kohlenwasserstoffen durch Libyen; 

iv)  Einrichtung, Betrieb und Ausbau von Einrichtungen der zivilen Regierung und ziviler öffentlicher Infrastruktur 
oder 

v)  Erleichterung der Wiederaufnahme von Tätigkeiten des Bankwesens, so auch zur Unterstützung oder 
Erleichterung des internationalen Handels mit Libyen; 

b)  der betreffende Mitgliedstaat hat dem Ausschuss mitgeteilt, dass diese Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte 
und wirtschaftlichen Ressourcen den in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Personen weder zur Verfügung gestellt 
noch zugutekommen werden; 

c)  der betreffende Mitgliedstaat hat die libyschen Behörden vorab zur Verwendung solcher Gelder, anderer finanzieller 
Vermögenswerte oder wirtschaftlicher Ressourcen konsultiert; 

d)  der betreffende Mitgliedstaat hat die libyschen Behörden über die nach diesem Absatz gemachte Mitteilung informiert, 
und die libyschen Behörden haben innerhalb von fünf Arbeitstagen keinen Einspruch gegen die Freigabe solcher 
Gelder, anderer finanzieller Vermögenswerte oder wirtschaftlicher Ressourcen eingelegt. 

1.8.2015 L 206/40 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(10) Die Absätze 1 und 2 schließen nicht aus, dass eine in der Liste genannte Person oder Organisation Zahlungen 
aufgrund eines Vertrags leisten kann, der vor der Aufnahme der betreffenden Person oder Organisation in die Liste 
geschlossen wurde, sofern der jeweilige Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar 
von einer der Personen oder Organisationen nach Absatz 1 oder 2 entgegengenommen wird, und nachdem der 
betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Absicht mitgeteilt hat, solche Zahlungen zu leisten oder entgegen­
zunehmen oder gegebenenfalls die Aufhebung des Einfrierens von Geldern, anderen finanziellen Vermögenswerten und 
wirtschaftlichen Ressourcen zu diesem Zweck zu genehmigen, wobei diese Mitteilung zehn Arbeitstage vor einer solchen 
Genehmigung zu erfolgen hat. 

(11) Absatz 3 schließt nicht aus, dass eine darin aufgeführte Organisation Zahlungen aufgrund eines Vertrags leisten 
kann, der vor der Aufnahme der betreffenden Organisation in die Liste entsprechend diesem Beschluss geschlossen 
wurde, sofern der jeweilige Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar von einer 
der Personen oder Organisationen nach den Absätzen 1, 2 und 3 entgegengenommen wird, und nachdem der 
betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Absicht mitgeteilt hat, solche Zahlungen zu leisten oder entgegen­
zunehmen oder die Aufhebung des Einfrierens von Geldern oder anderen finanziellen Vermögenswerten oder 
wirtschaftlichen Ressourcen zu diesem Zweck zu genehmigen, wobei diese Mitteilung zehn Arbeitstage vor einer solchen 
Genehmigung zu erfolgen hat. 

(12) Abweichend von Absatz 2 können die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats in Bezug auf die in Anhang IV 
aufgelisteten Personen und Organisationen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen genehmigen, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a)  Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem 
Datum ergangen ist, an dem die in Absatz 2 genannte Person oder Organisation in die Liste in Anhang IV 
aufgenommen wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Datum in der Union ergangenen gerichtlichen 
oder behördlichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem Datum in dem betreffenden Mitgliedstaat 
vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich für die Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist; 

c)  die Entscheidung begünstigt nicht eine in Anhang III, IV oder VI aufgeführte Person oder Organisation, und 

d)  die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden 
Mitgliedstaats. 

Der Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Absatz erteilte 
Genehmigung. 

(13) Absatz 4 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten erfolgte Gutschrift von 

a)  Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten, 

b)  Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Datum entstanden sind, ab 
dem diese Konten diesen restriktiven Maßnahmen unterliegen, oder 

c)  Zahlungen aufgrund einer in der Union ergangenen oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entscheidung in Bezug auf die in Anhang IV aufgelisteten 
Personen und Organisationen, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen weiterhin unter Absatz 1 oder 2 fallen. 

KAPITEL V 

SONSTIGE RESTRIKTIVE MASSNAHMEN 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten verpflichten ihre Staatsangehörigen, die ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen und die in 
ihrem Hoheitsgebiet eingetragenen oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Firmen, Wachsamkeit zu üben, wenn sie mit 
in Libyen eingetragenen oder dessen Hoheitsgewalt unterstehenden Organisationen und mit in ihrem Namen oder auf 
ihre Anweisung handelnden Personen oder Organisationen und mit in ihrem Eigentum oder unter ihrer Kontrolle 
stehenden Organisationen Geschäfte tätigen, um Geschäftstätigkeiten zu verhindern, die zu Gewalttätigkeit und zum 
Einsatz von Gewalt gegen Zivilpersonen beitragen könnten. 
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KAPITEL VI 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 11 

Im Zusammenhang mit Verträgen oder Transaktionen, deren Erfüllung unmittelbar oder mittelbar, insgesamt oder 
teilweise beeinträchtigt wurde durch Maßnahmen, die aufgrund der Resolution 1970 (2011) beschlossen wurden — 
einschließlich der Maßnahmen der Union oder der Mitgliedstaaten, die im Einklang mit den relevanten Beschlüssen des 
Sicherheitsrats, zu deren Umsetzung oder in Verbindung damit getroffen wurden, oder der unter diesen Beschluss 
fallenden Maßnahmen —, werden keine Forderungen, einschließlich Schadensersatzansprüche, und keine andere 
derartige Forderung wie etwa ein Aufrechnungsanspruch oder ein Garantieanspruch zugelassen, sofern sie von den in 
Anhang I, II, III oder IV aufgeführten benannten Personen oder Organisationen oder einer anderen Person oder 
Organisation in Libyen, einschließlich der Regierung Libyens, oder aber einer Person oder Organisation, die über eine 
solche Person oder Organisation oder zu deren Gunsten tätig wird, geltend gemacht werden. 

Artikel 12 

(1) Der Rat ändert die Anhänge I, III, V und VI entsprechend den Feststellungen des Sicherheitsrates oder des 
Ausschusses. 

(2) Der Rat erstellt und ändert auf Vorschlag der Mitgliedstaaten oder des Hohen Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik die Listen in den Anhängen II und IV. 

Artikel 13 

(1) Nimmt der Sicherheitsrat oder der Ausschuss eine Person oder Organisation in die Liste auf, so nimmt der Rat 
diese Person oder Organisation in Anhang I oder III auf. 

(2) Beschließt der Rat, die in Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 genannten Maßnahmen auf eine Person oder 
Organisation anzuwenden, so ändert er die Anhänge II und IV entsprechend. 

(3) Der Rat setzt die Person oder Organisation, auf die in den Absätzen 1 und 2 Bezug genommen wird, entweder 
auf direktem Weg, sofern die Anschrift bekannt ist, oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung unter 
Angabe der Gründe für die Aufnahme in die Liste von seinem Beschluss in Kenntnis und gibt dabei dieser Person oder 
Organisation Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(4) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat 
seinen Beschluss und unterrichtet die betreffende Person oder Organisation entsprechend. 

Artikel 14 

Wenn der Ausschuss ein Schiff gemäß Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 Absätze 1, 2, 3 und 5 benennt, nimmt der Rat 
dieses Schiff in Anhang V auf. 

Artikel 15 

(1) Die Anhänge I, II, III, IV und VI enthalten die Gründe für die Aufnahme der betreffenden Personen und 
Organisationen in die Liste, wie sie hinsichtlich der Anhänge I, III und VI vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss 
angegeben werden. 

(2) Die Anhänge I, II, III, IV und VI enthalten, soweit verfügbar, auch die Angaben, die zur Identifizierung der 
betreffenden Personen oder Organisationen erforderlich sind und die vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss für die 
Anhänge I, III und VI vorgelegt werden. In Bezug auf Personen können diese Angaben Namen, einschließlich 
Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Geschlecht, 
Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Organisationen können diese Angaben 
Namen, Ort und Datum der Registrierung, Registriernummer und Geschäftsort umfassen. Die Anhänge I, III und VI 
enthalten ferner das Datum der Benennung durch den Sicherheitsrat oder den Ausschuss. 
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Artikel 16 

Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen größtmögliche Wirkung entfalten können, empfiehlt die Union 
Drittstaaten, entsprechende restriktive Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 17 

(1) Dieser Beschluss wird, insbesondere unter Berücksichtigung der relevanten Beschlüsse des Sicherheitsrats, 
gegebenenfalls überprüft, geändert oder aufgehoben. 

(2) Die in Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 genannten Maßnahmen werden in regelmäßigen Abständen, 
mindestens aber alle zwölf Monate, überprüft. Ihre Gültigkeit für die betreffenden Personen und Organisationen erlischt, 
wenn der Rat nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren bestimmt, dass die Bedingungen für ihre 
Anwendung nicht länger gegeben sind. 

Artikel 18 

Beschluss 2011/137/GASP wird aufgehoben. 

Artikel 19 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG I 

LISTE DER PERSONEN NACH ARTIKEL 8 ABSATZ 1 

1.  Name: ABDULQADER MOHAMMED AL-BAGHDADI 

Titel: Dr. Funktion: Chef des Verbindungsbüros der Revolutionskomitees Geburtsdatum: 1. Juli 1950 Geburtsort: 
k. A. gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 
B010574 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Tunesien (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Gefängnis in 
Tunesien) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: VN-Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Al-Baghdadi wurde am 26. Februar 2011 gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 in seiner Eigenschaft als „Chef 
des Verbindungsbüros der Revolutionskomitees“ benannt. 

Weitere Angaben 

Die Revolutionskomitees sind an Gewalt gegen Demonstranten beteiligt. 

2.  Name: ABDULQADER YUSEF DIBRI 

Titel: k. A. Funktion: Chef der persönlichen Sicherheitsgarde von Muammar Al-Gaddafi Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Houn, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: 
k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige 
Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). 

Dibri wurde am 26. Februar 2011 gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 in seiner Eigenschaft als „Chef der 
persönlichen Sicherheitsgarde von Muammar Al-Gaddafi“ benannt. 

Weitere Angaben 

Verantwortlich für die Sicherheit des Regimes. Bereits in der Vergangenheit verantwortlich für Gewalt gegen 
Dissidenten. 

3.  Name: SAYYID MOHAMMED QADHAF AL-DAM 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1948 Geburtsort: Sirte, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: VN-Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). 

Qadhaf Al-dam wurde am 26. Februar 2011 gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 in seiner Eigenschaft als 
„Cousin von Muammar Al-Gaddafi“ benannt. 

Weitere Angaben 

In den achtziger Jahren war Sayyid an der Kampagne zur Ermordung von Dissidenten beteiligt und mutmaßlich für 
mehrere Tötungen in Europa verantwortlich. Es wird davon ausgegangen, dass er auch an Waffenbeschaffungen 
beteiligt war. 

4.  Name: QUREN SALIH QUREN AL QADHAFI 

Titel: k. A. Funktion: Libyscher Botschafter in Tschad Geburtsdatum: k. A. Geburtsort: k. A. gesicherter 
Aliasname: Akrin Saleh Akrin ( ) ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. 
Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Ägypten benannt am: 17. März 2011 sonstige 
Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). 

Al Qadhafi wurde am 17. März 2011 gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 in seiner Eigenschaft als „Libyscher 
Botschafter in Tschad“ benannt. 

Weitere Angaben 

Hat Tschad verlassen und hält sich nun in Sabha auf. Unmittelbar an der Anwerbung und Koordinierung von 
Söldnern für das Regime beteiligt. 
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5.  Name: AMID HUSAIN AL KUNI 

Titel: Oberst Funktion: Gouverneur von Ghat (Südlibyen) Geburtsdatum: k. A. Geburtsort: k. A. gesicherter 
Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale 
Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen, (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Südlibyen) benannt am: 17. März 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). 

Weitere Angaben 

Direkt an der Rekrutierung von Söldnern beteiligt. 

6.  Name: ABU ZAYD UMAR DORDA 

Titel: k. A. Funktion: a) Position: Direktor, Organisation für äußere Sicherheit. b) Chef der Agentur für äußere 
Sicherheit. Geburtsdatum: k. A. Geburtsort: k. A. gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. 
Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/ 
Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß 
Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Regimetreu. Chef der Agentur für äußere Sicherheit. 

7.  Name: ABU BAKR YUNIS JABIR 

Titel: Generalmajor Funktion: Position: Verteidigungsminister. Geburtsdatum: 1952 Geburtsort: Jalo, Libyen 
gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. 
nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung 
gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Gesamtverantwortung für das Vorgehen der Streitkräfte. 

8.  Name: MATUQ MOHAMMED MATUQ 

Titel: k. A. Funktion: Position: Sekretär für Versorgungseinrichtungen Geburtsdatum: 1956 Geburtsort: Khoms, 
Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 
k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung 
gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: unbekannt, vermutlich 
gefangen genommen. 

Weitere Angaben 

Ranghoher Angehöriger des Regimes. Beteiligung an den Revolutionskomitees. Bereits in der Vergangenheit an 
Repressionsmaßnahmen gegen Dissidenten und Gewalt beteiligt. 

9.  Name: AISHA MUAMMAR MUHAMMED ABU MINYAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1978 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: Aisha 
Muhammed Abdul Salam (Reisepass-Nr.: 215215) ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. 
Reisepass-Nr.: 428720 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Sultanat Oman (vermuteter Status/Aufenthaltsort: 
Sultanat Oman) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Verstoß gegen Reiseverbot gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 wie im 
Zwischenbericht 2013 der Sachverständigengruppe zu Libyen dargelegt. 
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10.  Name: HANNIBAL MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 20. September 1975 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter 
Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: B/002210 nationale 
Kennziffer: k. A. Anschrift: Algerien (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Algerien) benannt am: 26. Februar 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

11.  Name: KHAMIS MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1978 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Befehlshaber von an der Niederschlagung von Demonstrationen beteiligten 
Militäreinheiten. 

12.  Name: MOHAMMED MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1970 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: Sultanat Oman (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Sultanat Oman) benannt am: 26. Februar 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

13.  Name: MUAMMAR MOHAMMED ABU MINYAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Revolutionsführer, Oberkommandierender der Streitkräfte Geburtsdatum: 1942 
Geburtsort: Sirte, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: 
k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige 
Angaben: VN-Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Verantwortlich für die Anordnung der Niederschlagung von Demonstrationen und für Menschenrechtsverletzungen. 

14.  Name: MUTASSIM AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Nationaler Sicherheitsberater Geburtsdatum: 1976 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter 
Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale 
Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß 
Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/ 
Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 
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15.  Name: SAADI AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Oberbefehlshaber von Sondereinheiten Geburtsdatum: a) 27. Mai 1973 b) 1. Januar 1975 
Geburtsdatum: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsange­
hörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: a) 014797 b) 524521, nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (in 
Gewahrsam) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren 
von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Befehlshaber von an der Niederschlagung von Demonstrationen beteiligten 
Militäreinheiten. 

16.  Name: SAIF AL-ARAB AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1982 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren 
von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

17.  Name: SAIF AL-ISLAM AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Direktor, Qadhafi-Stiftung Geburtsdatum: 25. Juni 1972 Geburtsort: Tripolis, Libyen 
gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 
B014995 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in 
Libyen) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Öffentliche Erklärungen, mit denen zu Gewalt gegen Demonstranten aufgestachelt 
wird. 

18.  Name: ABDULLAH AL-SENUSSI 

Titel: Oberst Funktion: Direktor des Militärgeheimdienstes Geburtsdatum: 1949 Geburtsort: Sudan gesicherter 
Aliasname: a) Abdoullah Ould Ahmed (Reisepass-Nr.: B0515260 Geburtsdatum: 1948 Geburtsort: Anefif (Kidal), 
Mali, Ausstellungsdatum: 10. Januar 2012, Ausstellungsort: Bamako, Mali, gültig bis: 10. Januar 2017) b) Abdoullah 
Ould Ahmed (Mali-Ausweisnummer 073/SPICRE, Geburtsort: Anefif, Mali, Ausstellungsdatum: 6. Dezember 2011, 
Ausstellungsort: Essouck, Mali) ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. 
nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen) 
benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 
(Reiseverbot), Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren von 
Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Beteiligung des Militärgeheimdienstes an der Niederschlagung von Demonstrationen. Verdacht der Beteiligung am 
Massaker im Abu-Selim-Gefängnis. In Abwesenheit wegen des Bombenanschlags auf den UTA-Flug verurteilt. 
Schwager von Muammar Al-Gaddafi. 

19.  Name: SAFIA FARKASH AL-BARASSI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: ca. 1952 Geburtsort: Al Bayda, Libyen gesicherter Aliasname: Safia 
Farkash Mohammed Al-Hadad, geboren am 1. Januar 1953 (Oman Reisepass-Nr. 03825239) ungesicherter 
Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 03825239 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: 
Sultanat Oman benannt am: 24. Juni 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 und Nummer 19 der Resolution 1973 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 
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Weitere Angaben 

Beträchtliches persönliches Vermögen, das für Zwecke des Regimes verwendet werden könnte. Ihre Schwester 
Fatima FARKASH ist die Ehefrau von ABDALLAH SANUSSI, dem Leiter des libyschen Militärgeheimdienstes. 

20.  Name: ABDELHAFIZ ZLITNI 

Titel: k. A. Funktion: a) Minister für Planung und Finanzen der Regierung von Oberst Al-Gaddafi b) Sekretär des 
Allgemeinen Volkskomitees für Planung und Finanzen c) derzeit Chef der libyschen Zentralbank 
Geburtsdatum: 1935 Geburtsort: k. A. gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsan­
gehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 24. Juni 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 und Nummer 19 der Resolution 1973 
(Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Beteiligung an der Repression gegen Demonstranten. Sekretär des Allgemeinen Volkskomitees für Planung und 
Finanzen. Derzeit ist Zlitni Chef der libyschen Zentralbank. Davor war er Präsident der Nationalen Ölgesellschaft. 
Die uns vorliegenden Informationen lassen darauf schließen, dass er sich gegenwärtig darum bemüht, Gelder für das 
Regime zu beschaffen, um die Reserven der Zentralbank aufzufüllen, die bereits zur Unterstützung der derzeitigen 
Militärkampagne verwendet wurden.  
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ANHANG II 

LISTE DER PERSONEN UND ORGANISATIONEN NACH ARTIKEL 8 ABSATZ 2 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. ABDUSSALAM, 
Abdussalam 
Mohammed 

Funktion: Leiter der Terroris­
musbekämpfung, Organisation 
für äußere Sicherheit 
Geburtsdatum: 1952 
Geburtsort: Tripolis, Libyen 

Führendes Mitglied des Revolutionskomi­
tees. 
Enger Vertrauter von Muammar Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

2. ABU SHAARIYA Funktion: Stellvertretender Lei­
ter, Organisation für äußere Si­
cherheit 

Schwager von Muammar Al-Gaddafi. 
Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes 
und als solches eng mit dem ehemaligen 
Regime von Muammar Al-Gaddafi verbun­
den. 

28.2.2011 

3. ASHKAL, Omar Funktion: Chef, Bewegung der 
Revolutionskomitees 
Geburtsort: Sirte, Libyen 
Vermuteter Status: im August 
2014 in Ägypten ermordet. 

Die Revolutionskomitees sind an Gewalt ge­
gen Demonstranten beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

4. ALSHARGAWI, 
Bashir Saleh 
Bashir 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Traghen 

Chef des Kabinetts von Muammar Al-Gad­
dafi. Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

5. General TOHAMI, 
Khaled 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Genzur 

Ehemaliger Direktor des Büros für innere 
Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

6. FARKASH, 
Mohammed 
Boucharaya 

Geburtsdatum: 1. Juli 1949 
Geburtsort: Al-Bayda 

Ehemaliger Direktor des Geheimdienstes im 
Büro für äußere Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

7. EL-KASSIM 
ZOUAI, Mohamed 
Abou  

Ehemaliger Generalsekretär des Allgemei­
nen Volkskongresses. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

8. AL-MAHMOUDI, 
Baghdadi  

Premierminister der Regierung von Oberst 
Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

9. HIJAZI, Mohamad 
Mahmoud  

Minister für Gesundheit und Umwelt der 
Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

10. HOUEJ, Mohamad 
Ali 

Geburtsdatum: 1949 
Geburtsort: Al-Azizia (nahe 
Tripolis) 

Minister für Industrie, Wirtschaft und Han­
del der Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

11. AL-GAOUD, 
Abdelmajid 

Geburtsdatum: 1943 Minister für Landwirtschaft, Tier-ressourcen 
und Meeresressourcen der Regierung von 
Oberst Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

12. AL-CHARIF, 
Ibrahim Zarroug  

Minister für Soziales der Regie-rung von 
Oberst Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

13. FAKHIRI, 
Abdelkebir 
Mohamad 

Geburtsdatum: 4. Mai 1963 
Reisepass-Nr.: B/014965 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Minister für Bildung, Hochschulwesen und 
Forschung der Regierung von Oberst Gad­
dafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

14. MANSOUR, 
Abdallah 

Geburtsdatum: 8.7.1954 
Reisepass-Nr.: B/014924 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Ehemaliger enger Mitarbeiter von Oberst 
Gaddafi, ehemalige herausragende Rolle in 
den Sicherheitsdiensten und ehemaliger Di­
rektor der Rundfunk- und Fernsehanstalt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

15. Oberst Taher 
Juwadi 

Funktion: Vierter inner-halb 
der Befehlskette der Revolu­
tionsgarde 
Oberst 

Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes. 
Als solches eng mit dem ehemaligen Re­
gime von Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

23.5.2011   
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ANHANG III 

LISTE DER PERSONEN UND ORGANISATIONEN NACH ARTIKEL 9 ABSATZ 1 

A.  Personen 

6.  Name: ABU ZAYD UMAR DORDA 

Titel: k. A. Funktion: a) Position: Direktor, Organisation für äußere Sicherheit. b) Chef der Agentur für äußere 
Sicherheit. Geburtsdatum: k. A. Geburtsort: k. A. gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. 
Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/ 
Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß 
Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Regimetreu. Chef der Agentur für äußere Sicherheit. 

7.  Name: ABU BAKR YUNIS JABIR 

Titel: Generalmajor Funktion: Position: Verteidigungsminister. Geburtsdatum: 1952 Geburtsort: Jalo, Libyen 
gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. 
nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung 
gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Gesamtverantwortung für das Vorgehen der Streitkräfte. 

8.  Name: MATUQ MOHAMMED MATUQ 

Titel: k. A. Funktion: Position: Sekretär für Versorgungseinrichtungen Geburtsdatum: 1956 Geburtsort: Khoms, 
Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 
k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung 
gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der 
Resolution 1970 (Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: unbekannt, vermutlich 
gefangen genommen. 

Weitere Angaben 

Ranghoher Angehöriger des Regimes. Beteiligung an den Revolutionskomitees. Bereits in der Vergangenheit an 
Repressionsmaßnahmen gegen Dissidenten und Gewalt beteiligt. 

9.  Name: AISHA MUAMMAR MUHAMMED ABU MINYAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1978 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: Aisha 
Muhammed Abdul Salam (Reisepass-Nr.: 215215) ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. 
Reisepass-Nr.: 428720 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Sultanat Oman (vermuteter Status/Aufenthaltsort: 
Sultanat Oman) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Verstoß gegen Reiseverbot gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 wie im 
Zwischenbericht 2013 der Sachverständigengruppe zu Libyen dargelegt. 

10.  Name: HANNIBAL MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 20. September 1975 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter 
Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: B/002210 nationale 
Kennziffer: k. A. Anschrift: Algerien (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Algerien) benannt am: 26. Februar 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). 
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Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

11.  Name: KHAMIS MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1978 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Befehlshaber von an der Niederschlagung von Demonstrationen beteiligten 
Militäreinheiten. 

12.  Name: MOHAMMED MUAMMAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1970 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: Sultanat Oman (vermuteter Status/Aufenthaltsort: Sultanat Oman) benannt am: 26. Februar 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

13.  Name: MUAMMAR MOHAMMED ABU MINYAR AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Revolutionsführer, Oberkommandierender der Streitkräfte Geburtsdatum: 1942 
Geburtsort: Sirte, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: 
k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige 
Angaben: VN-Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von 
Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Verantwortlich für die Anordnung der Niederschlagung von Demonstrationen und für Menschenrechtsverletzungen. 

14.  Name: MUTASSIM AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Nationaler Sicherheitsberater Geburtsdatum: 1976 Geburtsort: Tripolis, Libyen 
gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. 
nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung 
gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). Vermuteter 
Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

15.  Name: SAADI AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Oberbefehlshaber von Sondereinheiten Geburtsdatum: a) 27. Mai 1973 b) 1. Januar 1975 
Geburtsdatum: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsange­
hörigkeit: k. A. Reisepass-Nr. a) 014797 b) 524521 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (in 
Gewahrsam) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren 
von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Befehlshaber von an der Niederschlagung von Demonstrationen beteiligten 
Militäreinheiten. 
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16.  Name: SAIF AL-ARAB AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: 1982 Geburtsort: Tripolis, Libyen gesicherter Aliasname: k. A. 
ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. 
Anschrift: k. A. benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot). Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren 
von Vermögenswerten). Vermuteter Status/Aufenthaltsort: verstorben. 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. 

17.  Name: SAIF AL-ISLAM AL-GADDAFI 

Titel: k. A. Funktion: Direktor, Qadhafi-Stiftung Geburtsdatum: 25. Juni 1972 Geburtsort: Tripolis, Libyen 
gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 
B014995 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in 
Libyen) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 und 17 der Resolution 
1970 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Eng mit dem Regime verbunden. Öffentliche Erklärungen, mit denen zu Gewalt gegen Demonstranten aufgestachelt 
wird. 

18.  Name: ABDULLAH AL-SENUSSI 

Titel: Oberst Funktion: Direktor des Militärgeheimdienstes Geburtsdatum: 1949 Geburtsort: Sudan gesicherter 
Aliasname: a) Abdoullah Ould Ahmed (Reisepass-Nr.: B0515260 Geburtsdatum: 1948 Geburtsort: Anefif (Kidal), 
Mali, Ausstellungsdatum: 10. Januar 2012, Ausstellungsort: Bamako, Mali, gültig bis: 10. Januar 2017) b) 
Abdoullah Ould Ahmed (Mali-Ausweisnummer 073/SPICRE, Geburtsort: Anefif, Mali, Ausstellungs-datum: 
6. Dezember 2011, Ausstellungsort: Essouck, Mali) ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. 
Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: Libyen (vermuteter Status/Aufenthaltsort: in 
Gewahrsam in Libyen) benannt am: 26. Februar 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 (Reiseverbot), Benennung am 17. März 2011 gemäß Nummer 17 der Resolution 1970 (Einfrieren 
von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Beteiligung des Militärgeheimdienstes an der Niederschlagung von Demonstrationen. Verdacht der Beteiligung am 
Massaker im Abu-Selim-Gefängnis. In Abwesenheit wegen des Bombenanschlags auf den UTA-Flug verurteilt. 
Schwager von Muammar Al-Gaddafi. 

19.  Name: SAFIA FARKASH AL-BARASSI 

Titel: k. A. Funktion: k. A. Geburtsdatum: ca. 1952 Geburtsort: Al Bayda, Libyen gesicherter Aliasname: Safia 
Farkash Mohammed Al-Hadad, geboren am 1. Januar 1953 (Oman Reisepass-Nr. 03825239) ungesicherter 
Aliasname: k. A. Staatsangehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: 03825239 nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: 
Sultanat Oman benannt am: 24. Juni 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der 
Resolution 1970 und Nummer 19 der Resolution 1973 (Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 

Weitere Angaben 

Beträchtliches persönliches Vermögen, das für Zwecke des Regimes verwendet werden könnte. Ihre Schwester 
Fatima FARKASH ist die Ehefrau von ABDALLAH SANUSSI, dem Leiter des libyschen Militärgeheimdienstes. 

20.  Name: ABDELHAFIZ ZLITNI 

Titel: k. A. Funktion: a) Minister für Planung und Finanzen der Regierung von Oberst Al-Gaddafi b) Sekretär des 
Allgemeinen Volkskomitees für Planung und Finanzen c) derzeit Chef der libyschen Zentralbank 
Geburtsdatum: 1935 Geburtsort: k. A. gesicherter Aliasname: k. A. ungesicherter Aliasname: k. A. Staatsan­
gehörigkeit: k. A. Reisepass-Nr.: k. A. nationale Kennziffer: k. A. Anschrift: k. A. benannt am: 24. Juni 2011 
sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 15 der Resolution 1970 und Nummer 19 der Resolution 1973 
(Reiseverbot, Einfrieren von Vermögenswerten). 
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Weitere Angaben 

Beteiligung an der Repression gegen Demonstranten. Sekretär des Allgemeinen Volks-komitees für Planung und 
Finanzen. Derzeit ist Zlitni Chef der libyschen Zentralbank. Davor war er Präsident der Nationalen Ölgesellschaft. 
Die uns vorliegenden Informationen lassen darauf schließen, dass er sich gegenwärtig darum bemüht, Gelder für das 
Regime zu beschaffen, um die Reserven der Zentralbank aufzufüllen, die bereits zur Unterstützung der derzeitigen 
Militärkampagne verwendet wurden.  
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ANHANG IV 

LISTE DER PERSONEN UND ORGANISATIONEN NACH ARTIKEL 9 ABSATZ 2 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. ABDUSSALAM, 
Abdussalam 
Mohammed 

Funktion: Leiter der Terroris­
mus-bekämpfung, Organisa­
tion für äußere Sicherheit 
Geburtsdatum: 1952 
Geburtsort: Tripolis, Libyen 

Führendes Mitglied des Revolutionskomi­
tees. 
Enger Vertrauter von Muammar Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

2. ABU SHAARIYA Funktion: Stellvertretender Lei­
ter, Organisation für äußere Si­
cherheit 

Schwager von Muammar Al-Gaddafi. 
Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes 
und als solches eng mit dem ehemaligen 
Regime von Muammar Al-Gaddafi verbun­
den. 

28.2.2011 

3. ASHKAL, Omar Funktion: Chef, Bewegung der 
Revolutionskomitees 
Geburtsort: Sirte, Libyen 
Vermuteter Status: im August 
2014 in Ägypten ermordet. 

Die Revolutionskomitees sind an Gewalt ge­
gen Demonstranten beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

4. ALSHARGAWI, 
Bashir Saleh 
Bashir 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Traghen 

Chef des Kabinetts von Muammar Al-Gad­
dafi. Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

5. General TOHAMI, 
Khaled 

Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Genzur 

Ehemaliger Direktor des Büros für innere 
Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

6. FARKASH, 
Mohammed 
Boucharaya 

Geburtsdatum: 1. Juli 1949 
Geburtsort: Al-Bayda 

Ehemaliger Direktor des Geheimdienstes im 
Büro für äußere Sicherheit. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

7. EL-KASSIM 
ZOUAI, Mohamed 
Abou  

Ehemaliger Generalsekretär des Allgemei­
nen Volkskongresses. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

8. AL-MAHMOUDI, 
Baghdadi  

Premierminister der Regierung von Oberst 
Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

9. HIJAZI, Mohamad 
Mahmoud  

Minister für Gesundheit und Umwelt der 
Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

10. HOUEJ, Mohamad 
Ali 

Geburtsdatum: 1949 
Geburtsort: Al-Azizia (nahe 
Tripolis) 

Minister für Industrie, Wirtschaft und Han­
del der Regierung von Oberst Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

11. AL-GAOUD, 
Abdelmajid 

Geburtsdatum: 1943 Minister für Landwirtschaft, Tier-ressourcen 
und Meeresressourcen der Regierung von 
Oberst Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

12. AL-CHARIF, 
Ibrahim Zarroug  

Minister für Soziales der Regierung von 
Oberst Al-Gaddafi. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

13. FAKHIRI, 
Abdelkebir 
Mohamad 

Geburtsdatum: 4. Mai 1963 
Reisepass-Nr.: B/014965 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Minister für Bildung, Hochschul-wesen und 
Forschung der Regierung von Oberst Gad­
dafi. Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

14. MANSOUR, 
Abdallah 

Geburtsdatum: 8.7.1954 
Reisepass-Nr.: B/014924 (Ende 
2013 abgelaufen) 

Ehemaliger enger Mitarbeiter von Oberst 
Gaddafi, ehemalige herausragende Rolle in 
den Sicherheitsdiensten und ehemaliger Di­
rektor der Rundfunk- und Fernsehanstalt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

15. Oberst Taher 
Juwadi 

Funktion: Vierter innerhalb der 
Befehlskette der Revolutions­
garde 
Oberst 

Führendes Mitglied des Gaddafi-Regimes. 
Als solches eng mit dem ehemaligen Re­
gime von Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

23.5.2011 

16. AL-BAGHDADI, 
Dr. Abdulqader 
Mohammed 

Chef des Verbindungsbüros der 
Revolutionskomitees. 

Die Revolutionskomitees sind an Gewalt ge­
gen Demonstranten beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

17. DIBRI, 
Abdulqader Yusef 

Funktion: Chef der persönli­
chen Sicherheitsgarde von 
Muammar Al-Gaddafi. 
Geburtsdatum: 1946 
Geburtsort: Houn, Libyen 

Verantwortlich für die Sicherheit des Regi­
mes. Bereits in der Vergangenheit verant­
wortlich für Gewalt gegen Dissidenten. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

28.2.2011 

18. QADHAF AL-DAM, 
Sayyid 
Mohammed 

Geburtsdatum: 1948 
Geburtsort: Sirte, Libyen 

Cousin von Muammar Al-Gaddafi. In den 
achtziger Jahren war Sayyid an der Kam­
pagne zur Ermordung von Dissidenten be­
teiligt und mutmaßlich für mehrere Tötun­
gen in Europa verantwortlich. Es wird da­
von ausgegangen, dass er auch an Waffen­
beschaffungen beteiligt war. Eng mit dem 
ehemaligen Regime von Muammar Al-Gad­
dafi verbunden. 

28.2.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

19. AL QADHAFI, 
Quren Salih 
Quren  

Ehemaliger libyscher Botschafter in Tschad. 
Hat Tschad verlassen und hält sich nun in 
Sabha auf. Unmittelbar an der Anwerbung 
und Koordinierung von Söldnern für das 
Regime beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

20. AL KUNI, Oberst 
Amid Husain 

Vermuteter Status/Aufenthalts­
ort: Südlibyen. 

Ehemaliger Gouverneur von Ghat (Südli­
byen). Direkt an der Rekrutierung von Söld­
nern beteiligt. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011  

B. Organisationen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Libyan Arab Afri­
can Investment 
Company — 
LAAICO 
(alias LAICO) 

Website: http://www.laaico. 
com 1981 in 76351 Janzour- 
Libya errichtetes Unternehmen. 
81370 Tripolis-Libyen Tel: 00 
218 (21) 4890146 — 
4890586 — 4892613 Fax: 00 
218 (21) 4893800 — 
4891867 E-Mail: info@laaico. 
com 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

2. Gaddafi 
International 
Charity and 
Development 
Foundation 

Verwaltungsanschrift: Hay 
Alandalus —Jian St. — Tripo­
lis — P.O. Box: 1101 — LI­
BYEN Tel. (+218) 
214778301 — Fax: (+218) 
214778766; E-Mail: info@ 
gicdf.org 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

3. Waatassimou 
Foundation 

Sitz in Tripolis Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

21.3.2011 

4. Libyan Jamahirya 
Broadcasting 
Corporation 
(Zentrale der 
libyschen 
Rundfunk- und 
Fernsehanstalt) 

Kontaktdaten: Tel.: 00 218 
21 444 59 26; 00 21 444 59 
00; Fax: 00 218 21 340 21 07 
http://www.ljbc.net; E-Mail: 
info@ljbc.net 

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 
Beteiligt an der öffentlichen Aufstachelung 
zu Hass und Gewalt durch Beteiligung an 
Desinformationskampagnen über die Re­
pression gegen Demonstranten. 

21.3.2011 

5. Korps der 
Revolutionsgard­
en  

Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 
Beteiligung an der Repression gegen De­
monstranten. 

21.3.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 
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6. Libyan 
Agricultural Bank 
(auch bekannt als 
Agricultural 
Bank; auch 
bekannt als Al 
Masraf Al Zirae 
Agricultural 
Bank; auch 
bekannt als Al 
Masraf Al Zirae; 
auch bekannt als 
Libyan 
Agricultural 
Bank) 

El Ghayran Area, Ganzor El 
Sharqya, P.O. Box 1100, Tripo­
lis, Libyen; Al Jumhouria 
Street, East Junzour, Al Ghe­
ran, Tripolis, Libyen; E-Mail: 
agbank@agribankly.org; 
SWIFT/BIC AGRULYLT (Li­
byen); Tel. Nr. (218) 
214870586; 
Tel. Nr. (218) 214870714; 
Tel. Nr. (218) 214870745; 
Tel. Nr. (218) 213338366; 
Tel. Nr. (218) 213331533; 
Tel. Nr. (218) 213333541; 
Tel. Nr. (218) 213333544; 
Tel. Nr. (218) 213333543; 
Tel. Nr. (218) 213333542; 
Fax Nr. (218) 214870747; 
Fax Nr. (218) 214870767; 
Fax Nr. (218) 214870777; 
Fax Nr. (218) 213330927; 
Fax Nr. (218) 213333545 

Libysche Tochtergesellschaft der Zentral­
bank Libyens. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

7. Al-Inma Holding 
Co. for Services 
Investments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

8. Al-Inma Holding 
Co. For Industrial 
Investments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

9. Al-Inma Holding 
Company for 
Tourism 
Investment 

Hasan al-Mashay Street (off al- 
Zawiyah Street) Tel. Nr.: (218) 
213345187 Fax: 
+218.21.334.5188 E-Mail: 
info@ethic.ly 

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

10. Al-Inma Holding 
Co. for 
Construction and 
Real Estate 
Developments  

Libysche Tochtergesellschaft des Economic 
& Social Development Fund 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

11. LAP Green 
Networks (auch 
bekannt als Lap 
GreenN, LAP 
Green Holding 
Company) 

9th Floor, Ebene Tower, 52, 
Cybercity, Ebene, Mauritius 

Libysche Tochtergesellschaft von Libyan Af­
rica Investment Portfolio 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
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die Liste 

12. Sabtina Ltd 530-532 Elder Gate, Elder 
House, Milton Keynes, UK. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
01794877 (UK) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz im Vereinigten König­
reich. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

13. Ashton Global 
Investments 
Limited 

Woodbourne Hall, PO Box 
3162, Road Town, Tortola, 
British Virgin Islands. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
1510484 (BVI) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf den Britischen Jung­
ferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

14. Capitana Seas 
Limited  

Organisation im Besitz von Saadi Qadhafi 
mit Sitz auf den Britischen Jungferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

15. Kinloss Property 
Limited 

Woodbourne Hall, PO Box 
3162, Road Town, Tortola, 
British Virgin Islands. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
1534407 (BVI) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf den Britischen Jung­
ferninseln. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011 

16. Baroque 
Investments 
Limited 

c/o ILS Fiduciaries (IOM) Ltd, 
First Floor, Millennium House, 
Victoria Road, Douglas, Isle of 
Man. 
Sonstige Angaben: Reg. Nr. 
59058C (IOM) 

Tochtergesellschaft der Libyan Investment 
Authority mit Sitz auf der Insel Man. 
Eng mit dem ehemaligen Regime von 
Muammar Al-Gaddafi verbunden. 

12.4.2011   
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ANHANG V 

LISTE DER SCHIFFE NACH ARTIKEL 6 ABSATZ 1 UND ARTIKEL 7 ABSÄTZE 1, 2, 3 UND 5 

…   

ANLAGE VI 

LISTE DER ORGANISATIONEN NACH ARTIKEL 9 ABSATZ 3 

1.  Name: LIBYAN INVESTMENT AUTHORITY (Libysche Investitionsbehörde) 

Aliasname: Libyan Foreign Investment Company (LFIC) früherer Aliasname: k. A. Anschrift: 1 Fateh Tower Office 
No. 99, 22nd Floor, Borgaida Street, Tripolis, 1103 Libyen benannt am: 17. März 2011 sonstige Angaben: 
Benennung gemäß Nummer 17 der Resolution 1973 in der gemäß Nummer 15 der Resolution 2009 am 
16. September geänderten Fassung. 

Weitere Angaben 

Unter der Kontrolle von Muammar Al-Gaddafi und seiner Familie und potenzielle Finanzierungsquelle seines 
Regimes.  

2.  Name: LIBYAN AFRICA INVESTMENT PORTFOLIO 

Aliasname: k. A. früherer Aliasname: k. A. Anschrift: Jamahiriya Street, LAP Building, PO Box 91330, Tripolis, 
Libyen benannt am: 17. März 2011 sonstige Angaben: Benennung gemäß Nummer 17 der Resolution 1973 in der 
gemäß Nummer 15 der Resolution 2009 am 16. September geänderten Fassung. 

Weitere Angaben 

Unter der Kontrolle von Muammar Al-Gaddafi und seiner Familie und potenzielle Finanzierungsquelle seines 
Regimes.   
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BESCHLUSS (GASP) 2015/1334 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Aktualisierung der Liste der Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für die die 
Artikel 2, 3 und 4 des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP über die Anwendung 
besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus gelten, und zur Aufhebung des 

Beschlusses (GASP) 2015/521 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 27. Dezember 2001 den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP (1) angenommen. 

(2)  Der Rat hat am 26. März 2015 den Beschluss (GASP) 2015/521 (2) zur Aktualisierung und Änderung der Liste 
der Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für die die Artikel 2, 3 und 4 des Gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP gelten (im Folgenden „Liste“), angenommen. 

(3)  Nach Artikel 1 Absatz 6 des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP ist es erforderlich, die Namen der in 
der Liste aufgeführten Personen, Vereinigungen und Körperschaften einer regelmäßigen Überprüfung zu 
unterziehen, um sicherzustellen, dass ihr Verbleib auf der Liste nach wie vor gerechtfertigt ist. 

(4)  In diesem Beschluss wird das Ergebnis der Überprüfung wiedergegeben, die der Rat in Bezug auf die Personen, 
Vereinigungen und Körperschaften durchgeführt hat, für die die Artikel 2, 3 und 4 des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931/GASP gelten. 

(5)  Der Rat hat sich davon überzeugt, dass die zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 des 
Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP in Bezug auf alle Personen, Vereinigungen und Körperschaften auf 
der Liste Beschlüsse dahingehend gefasst haben, dass diese an terroristischen Handlungen gemäß Artikel 1 
Absätze 2 und 3 dieses Gemeinsamen Standpunkts beteiligt waren. Der Rat ist außerdem zu dem Ergebnis 
gekommen, dass die Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für die die Artikel 2, 3 und 4 des 
Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP gelten, weiterhin den darin vorgesehenen besonderen restriktiven 
Maßnahmen unterliegen sollten. 

(6)  Die Liste sollte entsprechend aktualisiert und der Beschluss (GASP) 2015/521 sollte aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liste der Personen, Vereinigungen und Körperschaften, für die die Artikel 2, 3 und 4 des Gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP gelten, ist im Anhang dieses Beschlusses wiedergegeben. 

Artikel 2 

Der Beschluss (GASP) 2015/521 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

LISTE DER PERSONEN, VEREINIGUNGEN UND KÖRPERSCHAFTEN NACH ARTIKEL 1 

I.  PERSONEN 

1.  ABDOLLAHI Hamed (alias Mustafa Abdullahi), geboren am 11.8.1960 in Iran. Reisepass: D9004878. 

2.  AL-NASSER, Abdelkarim Hussein Mohamed, geboren in Al Ihsa (Saudi-Arabien), saudi-arabischer Staatsangehöriger. 

3. AL YACOUB, Ibrahim Salih Mohammed, geboren am 16.10.1966 in Tarut (Saudi-Arabien), saudi-arabischer Staatsan­
gehöriger. 

4.  ARBABSIAR Manssor (alias Mansour Arbabsiar), geboren am 6. oder 15.3.1955 in Iran. Iranischer und US- 
amerikanischer Staatsangehöriger. Reisepass: C2002515 (Iran); Reisepass: 477845448 (USA). Nationale ID-Nr.: 
07442833, gültig bis 15. März 2016 (US-amerikanischer Führerschein). 

5.  BOUYERI, Mohammed (alias Abu ZUBAIR, alias SOBIAR, alias Abu ZOUBAIR), geboren am 8.3.1978 in Amsterdam 
(Niederlande) — Mitglied der „Hofstadgroep“. 

6.  IZZ-AL-DIN, Hasan (alias GARBAYA, Ahmed, alias SA-ID, alias SALWWAN, Samir), Libanon, geboren 1963 in Libanon, 
libanesischer Staatsangehöriger. 

7.  MOHAMMED, Khalid Shaikh (alias ALI, Salem, alias BIN KHALID, Fahd Bin Adballah, alias HENIN, Ashraf Refaat 
Nabith, alias WADOOD, Khalid Adbul), geboren am 14.4.1965 oder 1.3.1964 in Pakistan, Reisepass: 488555. 

8.  SHAHLAI Abdul Reza (alias Abdol Reza Shala'i, alias Abd-al Reza Shalai, alias Abdorreza Shahlai, alias Abdolreza 
Shahla'i, alias Abdul-Reza Shahlaee, alias Hajj Yusef, alias Haji Yusif, alias Hajji Yasir, alias Hajji Yusif, alias Yusuf 
Abu-al-Karkh), geboren ca. 1957 in Iran. Adressen: (1) Kermanshah, Iran, (2) Militärbasis Mehran, Provinz Ilam, 
Iran. 

9.  SHAKURI Ali Gholam, geboren ca. 1965 in Teheran, Iran. 

10.  SOLEIMANI Qasem (alias Ghasem Soleymani, alias Qasmi Sulayman, alias Qasem Soleymani, alias Qasem Solaimani, 
alias Qasem Salimani, alias Qasem Solemani, alias Qasem Sulaimani, alias Qasem Sulemani), geboren am 11.3.1957 
in Iran. Iranischer Staatsangehöriger. Reisepass: 008827 (iranischer Diplomatenpass), ausgestellt 1999. Titel: 
Generalmajor. 

II.  VEREINIGUNGEN UND KÖRPERSCHAFTEN 

1.  „Abu Nidal Organisation“ — „ANO“ (alias „Fatah Revolutionary Council“ („Fatah-Revolutionsrat“), alias „Arab 
Revolutionary Brigades“ („Arabische Revolutionäre Brigaden“), alias „Black September“ („Schwarzer September“), alias 
„Revolutionary Organisation of Socialist Muslims“ („Revolutionäre Organisation der Sozialistischen Moslems“)). 

2.  „Al-Aqsa-Martyr's Brigade“ („Al-Aksa-Märtyrerbrigade“). 

3.  „Al-Aqsa e.V.“ 

4.  „Babbar Khalsa“. 

5.  „Kommunistische Partei der Philippinen“, einschließlich der „New People's Army“ („Neue Volksarmee“) — „NPA“, 
Philippinen. 

6.  „Gama'a al-Islamiyya“ (alias „Al-Gama'a al-Islamiyya“) („Islamische Gruppe“ — „IG“). 

7.  „İslami Büyük Doğu Akıncılar Cephesi“ — „IBDA-C“ („Front islamique des combattants du Grand Orient“ („Front der 
islamischen Kämpfer des Großen Ostens“)). 

8.  „Hamas“, einschließlich „Hamas-Izz al-Din al-Qassem“. 

9.  „Hizballah Military Wing“ (alias „Hezbollah Military Wing“, alias „Hizbullah Military Wing“, alias „Hizbollah Military 
Wing“, alias „Hezballah Military Wing“, alias „Hisbollah Military Wing“, alias „Hizbu'llah Military Wing“, alias „Hizb 
Allah Military Wing“, alias „Jihad Council“) (und alle ihm unterstellten Einheiten, einschließlich der Organisation für 
äußere Sicherheit)). 

10.  „Hisbollah-Mudschaheddin“ — „HM“. 

11.  „Hofstadgroep“. 

12.  „International Sikh Youth Federation“ — „ISYF“ („Internationaler Sikh-Jugendverband“). 
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13.  „Khalistan Zindabad Force“ — „KZF“. 

14.  „Kurdische Arbeiterpartei“ — „PKK“ (alias „KADEK“, alias „KONGRA-GEL“). 

15.  „Liberation Tigers of Tamil Eelam“ — „LTTE“. 

16.  „Ejército de Liberación Nacional“ („Nationale Befreiungsarmee“). 

17.  „Palestinian Islamic Jihad“ — „PIJ“ („Palästinensischer Islamischer Dschihad“). 

18.  „Popular Front for the Liberation of Palestine“ — „PFLP“ („Volksfront für die Befreiung Palästinas“). 

19.  „Popular Front for the Liberation of Palestine — General Command“ (alias „PFLP — General Command“) 
(„Generalkommando der Volksfront für die Befreiung Palästinas“). 

20.  „Fuerzas armadas revolucionarias de Colombia“ — „FARC“ („Revolutionäre Armee von Kolumbien“). 

21.  „Devrimci Halk Kurtuluș Partisi-Cephesi“ — „DHKP/C“ (alias „Devrimci Sol“ („Revolutionäre Linke“), alias „Dev Sol“) 
(„Revolutionäre Volksbefreiungsarmee/-front/-partei“). 

22.  „Sendero Luminoso“ — „SL“ („Leuchtender Pfad“). 

23.  „Teyrêbazên Azadîya Kurdistan“ — „TAK“ (alias „Kurdistan Freedom Falcons“, alias „Kurdistan Freedom Hawks“) 
(„Freiheitsfalken Kurdistans“).  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (GASP) 2015/1335 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Durchführung des Beschlusses 2012/642/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2012/642/GASP des Rates vom 15. Oktober 2012 über restriktive Maßnahmen gegen 
Belarus (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 15. Oktober 2012 den Beschluss 2012/642/GASP erlassen, mit dem restriktive Maßnahmen 
gegen Belarus verhängt wurden. 

(2)  Der Rat ist der Ansicht, dass 24 Personen von der im Anhang des Beschlusses 2012/642/GASP enthaltenen Liste 
der Personen und Organisationen, gegen die restriktive Maßnahmen verhängt wurden, gestrichen werden sollten. 

(3)  Der Anhang des Beschlusses 2012/642/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2012/642/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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ANHANG 

Die Einträge zu folgenden Personen werden von der Liste in Abschnitt A „Personen“ des Anhangs des Beschlusses 
2012/642/GASP gestrichen: 

1. Ablameika, Siarhei Uladzimiravich 

5. Alpeeva, Tamara Mikhailauna 

6. Ananich, Alena Mikalaeuna 

13. Balauniou, Mikalai Vasilievich 

15. Baranouski, Andrei Fiodaravich 

19. Batura, Mikhail Paulavich 

32. Charniak, Alena Leanidauna 

39. Dubinina/Rouda, Zhanna Piatrouna 

56. Husakova, Volha Arkadzieuna 

106. Kuzniatsova, Natallia Anatolieuna 

109. Laptseva, Alena Viacheslavauna 

126. Maltsau, Leanid Siamionavich 

130. Merkul, Natallia Viktarauna 

140. Niavyhlas, Henadz Mikalaevich 

144. Padhaiski, Henadz Danatavich 

145. Paluyan, Uladzimir Mikalaevich 

149. Piatkevich, Natallia Uladzimirauna 

150. Poludzen, Iauhen Iauhenavich 

151. Prakopau, Yury Viktaravich 

160. Rubinau, Anatol Mikalaevich 

203. Tselitsa, Lidziia Fiodarauna 

213. Varenik, Natallia Siamionauna 

215. Vasilieu, Aliaksei Aliaksandravich 

231. Ziankevich, Valiantsina Mikalaeuna   
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BESCHLUSS (GASP) 2015/1336 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung des Beschlusses 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. Juli 2010 den Beschluss 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran (1) 
angenommen. 

(2)  Am 24. November 2013 haben sich China, Frankreich, Deutschland, die Russische Föderation, das Vereinigte 
Königreich und die Vereinigten Staaten, die von der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hohe Vertreterin“) unterstützt wurden, mit Iran auf einen gemeinsamen 
Aktionsplan mit einem Konzept für eine langfristige umfassende Lösung für die iranische Nuklearfrage 
verständigt. Es wurde vereinbart, dass beide Seiten als ersten Schritt des zu dieser umfassenden Lösung führenden 
Prozesses erste einvernehmlich festgelegte Maßnahmen treffen müssen, die sechs Monate gelten und in 
gegenseitigem Einvernehmen verlängert werden können. 

(3)  Am 2. April 2015 einigten sich China, Frankreich, Deutschland, die Russische Föderation, das Vereinigte 
Königreich und die Vereinigten Staaten, die von der Hohen Vertreterin unterstützt wurden, auf die Schlüssel­
parameter eines gemeinsamen umfassenden Aktionsplans (Joint Comprehensive Plan of Action, im Folgenden 
„JCPOA“) mit Iran. 

(4)  Am 14. Juli 2015 haben sich China, Frankreich, Deutschland, die Russische Föderation, das Vereinigte Königreich 
und die Vereinigten Staaten, die von der Hohen Vertreterin unterstützt wurden, mit Iran über eine langfristige 
umfassende Lösung für die iranische Nuklearfrage geeinigt. Die erfolgreiche Durchführung des JCPOA wird den 
ausschließlich friedlichen Charakter des iranischen Nuklearprogramms sicherstellen und die umfassende 
Aufhebung aller Nuklearsanktionen ermöglichen. 

(5)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 20. Juli 2015 die Resolution 2231 (2015) angenommen, in der 
der JCPOA gebilligt und nachdrücklich zu seiner vollständigen Umsetzung entsprechend dem darin festgelegten 
Fahrplan aufgefordert wird und in der ferner Maßnahmen festgelegt werden, die nach Maßgabe des JCPOA zu 
erfolgen haben. 

(6)  Die Resolution 2231 (2015) des VN-Sicherheitsrats sieht vor, dass die in den Resolutionen 1696 (2006), 
1737 (2006), 1747 (2007), 1803 (2008), 1835 (2008) und 1929 (2010) verhängten Maßnahmen unter 
bestimmten Voraussetzungen keine Anwendung finden auf die Tätigkeiten der am JCPOA beteiligten Staaten oder 
in Abstimmung mit ihnen tätigen UN-Mitgliedstaaten,die in direktem Zusammenhang stehen mit der 
Modifizierung von zwei Kaskaden der Anlage von Fordo für die Herstellung stabiler Isotope, der Ausfuhr von 
angereichertem Uran Irans in Mengen von mehr als 300 Kilogramm im Austausch gegen Natururan oder der 
Modernisierung des Reaktors von Arak auf der Grundlage des vereinbarten Auslegungskonzepts und, später, der 
vereinbarten endgültigen Auslegung dieses Reaktors. 

(7)  Die Resolution 2231 (2015) des VN-Sicherheitsrats sieht ferner vor, dass die in den Resolutionen 1696 (2006), 
1737 (2006), 1747 (2007), 1803 (2008), 1835 (2008) und 1929 (2010) verhängten Maßnahmen in dem Maß 
keine Anwendung finden, in dem dies unter bestimmten Voraussetzungen zur Durchführung von Weitergaben 
und Tätigkeiten erforderlich ist, die mit der Erfüllung bestimmter, im JCPOA niedergelegter Zusagen betreffend 
den Nuklearbereich im Zusammenhang stehen, für die Vorbereitung der Umsetzung des JCPOA erforderlich sind 
oder nach Feststellung des mit der Resolution 1737 (2006) des VN-Sicherheitsrats eingesetzten Ausschusses des 
VN-Sicherheitsrats mit den Zielen der Resolution 2231 (2015) vereinbar sind. 

(8)  Es sind weitere Maßnahmen der Union erforderlich, damit bestimmte in diesem Beschluss vorgesehene 
Maßnahmen durchgeführt werden können. 

(9)  Der Beschluss 2010/413/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In den Beschluss 2010/413/GASP wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 26b 

(1) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen finden keine Anwendung auf die Lieferung, den Verkauf 
oder die Weitergabe von Artikeln, Materialien, Ausrüstungen, Gütern und Technologien und die Bereitstellung damit 
zusammenhängender technischer Hilfe, Ausbildung, finanzieller Hilfe, Investitionen, Makler- oder sonstiger 
Dienstleistungen durch am gemeinsamen umfassenden Aktionsplan (Joint Comprehensive Plan of Action, im 
Folgenden (‚JCPOA‘) beteiligte Staaten oder in Abstimmung mit ihnen tätige UN-Mitgliedstaaten, wenn sie in 
direktem Zusammenhang stehen mit: 

a)  der Modifizierung von zwei Kaskaden der Anlage von Fordo für die Herstellung stabiler Isotope, 

b)  der Ausfuhr von Irans angereichertem Uran in Mengen von mehr als 300 Kilogramm im Austausch gegen 
Natururan oder 

c)  der Modernisierung des Reaktors von Arak auf der Grundlage des vereinbarten Auslegungskonzepts und, später, 
der vereinbarten endgültigen Auslegung dieses Reaktors. 

(2) Mitgliedstaaten, die die in Absatz 1 genannten Tätigkeiten ausüben, stellen sicher, dass 

a)  alle derartigen Tätigkeiten in striktem Einklang mit dem JCPOA unternommen werden, 

b)  sie entsprechend dem Ausschuss, und, nach ihrer Bildung gemäß dem JCPOA, der Gemeinsamen Kommission 
oder den anderen Mitgliedstaaten diese Tätigkeiten mindestens zehn Tage im Voraus notifizieren, 

c)  die zutreffenden Anforderungen gemäß Nummer 22 Buchstabe c der Resolution 2231 (2015) des VN- 
Sicherheitsrats erfüllt sind, 

d)  sie sich das Recht gesichert haben, die Endverwendung und den Ort der Endverwendung jedes gelieferten Artikels 
zu verifizieren, und dieses Recht effektiv ausüben können und 

e)  sie im Fall gelieferter Artikel, Materialien, Ausrüstungen, Güter und Technologien gemäß Nummer 22 
Buchstabe e der Resolution 2231 (2015) des VN-Sicherheitsrats die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe 
innerhalb von zehn Tagen außerdem der IAEO notifizieren. 

(3) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen finden insoweit keine Anwendung, in dem dies zur 
Durchführung von Weitergaben und Tätigkeiten erforderlich ist, die von dem Ausschuss oder der zuständigen 
Behörde des betreffenden Mitgliedstaats von Fall zu Fall im Voraus genehmigt wurden und die 

a)  unmittelbar mit der Durchführung der in Anlage V Ziffern 15.1 bis 15.11 des JCPOA festgelegten 
nuklearbezogenen Maßnahmen zusammenhängen, 

b)  für die Vorbereitung der Umsetzung des JCPOA erforderlich sind oder 

c)  nach Feststellung des Ausschusses mit den Zielen der Resolution 2231 (2015) vereinbar sind. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten über jede Genehmigung.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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BESCHLUSS (GASP) 2015/1337 DES RATES 

vom 31. Juli 2015 

zur Änderung des Beschlusses 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. Juli 2010 den Beschluss 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran (1) erlassen. 

(2)  Der Beschluss 2010/413/GASP erlaubt unter anderem die Erfüllung von Verpflichtungen aufgrund von vor dem 
23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen oder von Nebenverträgen, die für die Erfüllung dieser Verpflichtungen 
erforderlich sind, sofern die Lieferung von iranischem Rohöl und iranischen Erdölerzeugnissen oder die Erlöse aus 
der Lieferung von iranischem Rohöl und iranischen Erdölerzeugnissen der Rückerstattung von ausstehenden 
Beträgen in Bezug auf vor dem 23. Januar 2012 geschlossene Verträge an im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
ansässige oder deren Hoheitsgewalt unterstehende Personen oder Einrichtungen dient, sofern diese Rückerstattung 
in diesen Verträgen ausdrücklich vorgesehen ist. 

(3)  In dem Beschluss 2010/413/GASP ist ferner vorgesehen, dass die darin festgelegten Maßnahmen zum Einfrieren 
von Vermögenswerten nicht für Handlungen und Transaktionen gelten, die in Bezug auf die in Anhang II jenes 
Beschlusses aufgeführten Einrichtungen ausgeführt werden, soweit dies für die Erfüllung der vorstehend 
genannten Verpflichtungen bis zum 30. Juni 2015 notwendig ist. 

(4)  Nach Auffassung des Rates sollte diese Ausnahmeregelung bis zum 14. Januar 2016 verlängert werden. 

(5)  Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen durchgeführt werden können, ist ein weiteres 
Tätigwerden der Union erforderlich. 

(6)  Der Beschluss 2010/413/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 20 Absatz 14 des Beschlusses 2010/413/GASP erhält folgende Fassung: 

„(14) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Handlungen und Transaktionen, die in Bezug auf die in Anhang II 
aufgeführten Einrichtungen ausgeführt werden, soweit dies für die Erfüllung der in Artikel 3c Absatz 2 genannten 
Verpflichtungen bis zum 14. Januar 2016 notwendig ist, sofern diese Handlungen und Transaktionen im Einzelfall 
von dem betreffenden Mitgliedstaat im Voraus genehmigt worden sind. Der betreffende Mitgliedstaat informiert die 
anderen Mitgliedstaaten und die Kommission von seiner Absicht, eine Genehmigung zu erteilen.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Juli 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ASSELBORN  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2015/1338 DER KOMMISSION 

vom 30. Juli 2015 

zur Änderung des Beschlusses 2011/163/EU zur Genehmigung der von Drittländern gemäß 
Artikel 29 der Richtlinie 96/23/EG des Rates vorgelegten Pläne 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2015) 5252) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 96/23/EG des Rates vom 29. April 1996 über Kontrollmaßnahmen hinsichtlich bestimmter 
Stoffe und ihrer Rückstände in lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinien 
85/358/EWG und 86/469/EWG und der Entscheidungen 89/187/EWG und 91/664/EWG (1), insbesondere auf 
Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 4 und Artikel 29 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Richtlinie 96/23/EG werden Kontrollmaßnahmen für die in ihrem Anhang I genannten Stoffe und 
Rückstandsgruppen festgelegt. Nach dieser Richtlinie müssen Drittländer, aus denen die Mitgliedstaaten Tiere und 
tierische Erzeugnisse einführen dürfen, die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, einen Rückstandsüber­
wachungsplan vorlegen, der die erforderlichen Garantien enthält. Dieser Plan sollte zumindest die 
Rückstandsgruppen und Stoffe umfassen, die in dem genannten Anhang I aufgeführt sind. 

(2)  Mit dem Beschluss 2011/163/EU der Kommission (2) werden die gemäß Artikel 29 der Richtlinie 96/23/EG von 
bestimmten Drittländern, die im Anhang des genannten Beschlusses aufgeführt sind, vorgelegten Pläne (im 
Folgenden die „Pläne“) für die in der Liste genannten Tiere und Erzeugnisse tierischen Ursprungs genehmigt. 

(3)  In Anbetracht der von bestimmten Drittländern kürzlich vorgelegten Pläne und zusätzlicher Informationen, die 
die Kommission erhalten hat, sollte die im Anhang des Beschlusses 2011/163/EU enthaltene Liste der Drittländer, 
aus denen die Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 96/23/EG bestimmte Tiere und Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs einführen dürfen (im Folgenden die „Liste“), aktualisiert werden. 

(4)  Andorra hat der Kommission einen Plan für Honig vorgelegt. Der Plan bietet ausreichende Garantien und sollte 
genehmigt werden. Für Andorra sollte daher ein Eintrag für Honig in die Liste aufgenommen werden. 

(5)  Armenien, Kenia und die Republik der Union Myanmar haben der Kommission einen Plan für Aquakultur 
vorgelegt. Diese Pläne bieten ausreichende Garantien und sollten genehmigt werden. Für Armenien, Kenia und die 
Republik der Union Myanmar sollten daher Einträge für Aquakultur in die Liste aufgenommen werden. 

(6)  Marokko hat der Kommission einen Plan für Geflügel vorgelegt. Der Plan bietet ausreichende Garantien und sollte 
genehmigt werden. Für Marokko sollte daher ein Eintrag für Geflügel in die Liste aufgenommen werden. 

(7) Die Kommission hat Peru aufgefordert, Informationen über die Umsetzung seines Plans für Geflügel und Geflügel­
erzeugnisse vorzulegen. Da keine Antwort Perus einging, liegen keine ausreichenden Garantien für eine 
Genehmigung vor. Der Eintrag zu Geflügel und Geflügelerzeugnissen sollte daher für dieses Drittland aus der 
Liste gestrichen werden. Peru wurde darüber unterrichtet. 

(8)  Im Interesse der Markttransparenz und im Einklang mit dem Völkerrecht sollte klargestellt werden, dass der 
territoriale Geltungsbereich der Genehmigung von Plänen durch die EU auf das Gebiet des Staates Israel mit 
Ausnahme der seit Juni 1967 unter israelischer Verwaltung stehenden Gebiete (namentlich die Golanhöhen, der 
Gazastreifen, Ostjerusalem und das restliche Westjordanland) beschränkt ist. Die Liste ist entsprechend 
anzupassen. 

(9)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2011/163/EU wird durch den Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 30. Juli 2015 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

„ANHANG 

ISO-2-Code Land Rinder Schafe/ 
Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­

kultur Milch Eier Kaninchen 
Freile­
bendes 
Wild 

Zuchtwild Honig 

AD Andorra X X  X        X 

AE Vereinigte Arabische 
Emirate       X (1)      

AL Albanien  X    X  X     

AM Armenien      X      X 

AR Argentinien X X  X X X X X X X X X 

AU Australien X X  X  X X   X X X 

BA Bosnien und Herzegowina     X X X X    X 

BD Bangladesch      X       

BN Brunei Darussalam      X       

BR Brasilien X   X X X      X 

BW Botsuana X   X       X  

BY Belarus    X (2)  X X X     

BZ Belize      X       

CA Kanada X X X X X X X X X X X X 

CH Schweiz X X X X X X X X X X X X 

CL Chile X X X  X X X   X  X 

CM Kamerun            X 

CN China     X X  X X   X 
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/ 
Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­

kultur Milch Eier Kaninchen 
Freile­
bendes 
Wild 

Zuchtwild Honig 

CO Kolumbien      X       

CR Costa Rica      X       

CU Kuba      X      X 

EC Ecuador      X       

ET Äthiopien            X 

FK Falklandinseln X X           

FO Färöer      X       

GH Ghana            X 

GM Gambia      X       

GL Grönland  X        X X  

GT Guatemala      X      X 

HN Honduras      X       

ID Indonesien      X       

IL Israel (7)     X X X X   X X 

IN Indien      X  X    X 

IR Iran      X       

JM Jamaika            X 

JP Japan X     X       

KE Kenia      X X (1)      

KG Kirgisistan            X 

KR Südkorea      X       
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/ 
Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­

kultur Milch Eier Kaninchen 
Freile­
bendes 
Wild 

Zuchtwild Honig 

LB Libanon            X 

LK Sri Lanka      X       

MA Marokko     X X       

MD Republik Moldau     X X  X    X 

ME Montenegro X X X  X X  X    X 

MG Madagaskar      X      X 

MK Ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien (4) X X X  X X X X  X  X 

MM Republik der Union 
Myanmar      X       

MU Mauritius      X       

MX Mexiko      X  X    X 

MY Malaysia     X (3) X       

MZ Mosambik      X       

NA Namibia X X        X   

NC Neukaledonien X (3)     X    X X X 

NI Nicaragua      X      X 

NZ Neuseeland X X  X  X X   X X X 

PA Panama      X       

PE Peru      X       

PF Französisch-Polynesien            X 

PH Philippinen      X       
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/ 
Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­

kultur Milch Eier Kaninchen 
Freile­
bendes 
Wild 

Zuchtwild Honig 

PN Pitcairninseln            X 

PY Paraguay X            

RS Serbien (5) X X X X (2) X X X X  X  X 

RU Russland X X X  X  X X   X (6) X 

RW Ruanda            X 

SA Saudi-Arabien      X       

SG Singapur X (3) X (3) X (3)  X (3) X X (3)      

SM San Marino X  X (3)         X 

SR Surinam      X       

SV El Salvador            X 

SZ Swasiland X            

TH Thailand     X X      X 

TN Tunesien     X X    X   

TR Türkei     X X X X    X 

TW Taiwan      X      X 

TZ Tansania      X      X 

UA Ukraine X  X  X X X X    X 

UG Uganda      X      X 

US Vereinigte Staaten X X X  X X X X X X X X 

UY Uruguay X X  X  X X   X  X 

VE Venezuela      X       
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/ 
Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­

kultur Milch Eier Kaninchen 
Freile­
bendes 
Wild 

Zuchtwild Honig 

VN Vietnam      X      X 

ZA Südafrika          X X  

ZM Sambia            X 

ZW Simbabwe      X     X  

(1)  Nur Kamelmilch. 
(2)  Ausfuhr lebender Schlachtequiden in die Union (nur zur Lebensmittelherstellung bestimmte Tiere). 
(3) Drittländer gemäß Artikel 2, die ausschließlich Rohstoffe verwenden, die entweder aus Mitgliedstaaten oder aus anderen Drittländern stammen, die zur Einfuhr solcher Rohstoffe in die Europäische Union zu­

gelassen sind. 
(4)  Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien; die endgültige Benennung dieses Landes wird nach Abschluss der laufenden Verhandlungen innerhalb der Vereinten Nationen festgelegt. 
(5)  Ohne Kosovo (diese Benennung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244 des VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur 

Unabhängigkeitserklärung des Kosovo). 
(6)  Nur Rentiere aus den Regionen Murmansk und Yamalo-Nenets. 
(7)  Im Folgenden wird darunter das Gebiet des Staates Israel mit Ausnahme der seit Juni 1967 unter israelischer Verwaltung stehenden Gebiete (namentlich die Golanhöhen, der Gazastreifen, Ostjerusalem und 

das restliche Westjordanland) verstanden.“   
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